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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Einholung indikativer Angebote für den 

Abschluss von Strom- und Gaskonzessionsveträgen sowie gegebenenfalls zur Auswahl 

eines Kooperationspartners. Zu diesem Zweck beschließt der Stadtrat der Stadt Köthen 

(Anhalt) die Bewertungskriterien gemäß Ziffer 5 der Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:

§46EnWG



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Die zurzeit geltenden Stromkonzessionsverträge mit der envia Mitteldeutsche Energie AG 

(enviaM) für die Stadt Köthen und ihre Ortschaften enden am 30.09. bzw. 30.11.2011. 

Ferner laufen die Gaskonzessionsverträge für die Stadt Köthen mit der Köthen Energie 

GmbH am 31.12.2012 und für die Ortschaft Baasdorf mit der MITGAS Verteilnetz GmbH am 

31.03.2012 aus. Es müssen deshalb Vorkehrungen für den Abschluss neuer 

Konzessionsverträge getroffen werden. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die 

Frage, ob es für die Stadt Köthen sinnvoll ist, sich im Rahmen einer wirtschaftlichen 

Betätigung an dem Betrieb des Strom- bzw. Gasnetzes zu beteiligen und diese so teilweise 

zu kommunalisieren. Der Stadtrat hat nun über die weitere Vorgehensweise und die 

gegebenenfalls anzuwendenden Wettbewerbskriterien zu entscheiden. Dem liegt folgender 

Sachverhalt zugrunde:

1. Welche Möglichkeiten bieten sich der Stadt Köthen?

Sowohl hinsichtlich des Strom- als auch des Gasnetzes hat die Stadt Köthen zwei 

Möglichkeiten. Zum einen kann sie sich auf den Abschluss einfacher Konzessionsverträge 

beschränken. Dies entspricht der Situation der letzten 20 Jahre. Zum anderen kann sich die 

Stadt Köthen an den Netzen in Kooperation mit einem Energieunternehmen beteiligen, sich 

also wirtschaftlich betätigen (§ 116 GO LSA). Für die Art der Beteiligung kommen wiederum 

zwei Modelle in Betracht, nämlich das Pachtmodell und das Betriebsführungsmodell. Zu den 

Modellen wird auf die Erläuterungen in Anlage 4 verwiesen.

Die einzige von vornherein ausscheidende Möglichkeit ist die, dass die Stadt Köthen die 

Netze allein erwirbt und künftig betreibt. Denn dafür fehlen auf absehbare Zeit sämtliche 

personellen und materiellen Voraussetzungen.

Darüber hinaus lässt sich nicht abstrakt feststellen, ob eine Beteiligung an den Netzen für 

die Stadt Köthen in jedem Falle sinnvoll und welchem Kooperationsmodell der Vorzug zu 

geben ist. Allerdings muss zum gegenwärtigen Zeitpunkt insoweit auch noch keine 

Festlegung erfolgen. Vielmehr kann der Stadtrat die Entscheidung, ob eine Kooperation 

angestrebt werden soll oder ob es bei einer einfachen Konzessionierung bleibt, nach 

Auswertung noch einzuholender indikativer Angebote treffen.

2. Der bisherige Verfahrensablauf



Die gegenwärtigen Konzessionsverträge enden nach einer Laufzeit von 20 Jahren. Dies 

entspricht auch nach geltendem Recht der Höchstlaufzeit für derartige Vertragsverhältnisse 

(§ 46 Abs. 2 Satz 1 EnWG).



Stadt / Ortschaft Vertragsbeginn Vertragsende

Stromkonzessionen

Arensdorf, Dohndorf 01.10.1991 30.09.2011

Baasdorf, Köthen, Löbnitz a.d. Linde, Merzien, Wülknitz 01.12.1991 30.11.2011

Gaskonzessionen

Baasdorf 01.04.1992 31.03.2012

Köthen, Merzien 01.01.1993 31.12.2012

Wülknitz (nicht Gegenstand des gegenwärtigen Verfahrens) 01.02.1996 31.01.2016

Das Auslaufen der Strom- und Gaskonzessionsverträge wurde mehrfach, zuletzt am 

06.07.2011 im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 

06.09.2011 Bislang meldeten sich neben der Stadt Köthen auf die Strom- bzw. auf die 

Gaskonzession folgende Bieter:

Stromkonzession Gaskonzession

envia Mitteldeutsche Energie AG envia Mitteldeutsche Energie AG

Veolia Waaser GmbH / BS|ENERGY 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG

Veolia Waaser GmbH / BS|ENERGY 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG

Köthen Energie GmbH Köthen Energie GmbH

Städtische Werke Magdeburg GmbH Städtische Werke Magdeburg GmbH

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH 
& Co. KG

Mit Beschluss des Hauptausschusses vom 16.02.2010 wurde die Rödl & Partner GbR mit 

der Beratung der Stadt Köthen im Rahmen der Entscheidung über die Neuvergabe der 

Konzession beauftragt.



Die gegenwärtigen Konzessionsinhaber wurden aufgefordert, die maßgeblichen Netzdaten 

an die Stadt Köthen zu übermitteln. Diese Daten sind erforderlich um die Wirtschaftlichkeit 

einer eventuellen Netzübernahme prüfen zu können. Die Herausgabe dieser Daten 

gestaltete sich im Verhältnis zu enviaM schwierig. Um nicht schon wegen der Herausgabe 

der Netzdaten einen langwierigen Rechtsstreit führen zu müssen, wurde folgender 

Kompromiss gefunden: EnviaM stellte die notwendigen Daten zur Ausarbeitung der 

Wirtschaftlichkeitsbewertung des Stromnetzes unmittelbar Rödl & Partner zur Verfügung, 

verbunden mit der Verpflichtung, diese Daten nicht an Dritte und auch nicht an die Stadt 

Köthen weiterzugeben. An die Stadt Köthen dürfen nur diejenigen Daten herausgegeben 

werden, die zur angemessenen Erläuterung der Wirtschaftlichkeitsanalyse erforderlich sind. 

Und natürlich darf das Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsanalyse selbst mitgeteilt werden. Auf 

der Grundlage dieser Daten und weiterer Erfahrungswerte fertigten Rödl & Partner die 

vorliegenden Wirtschaftlichkeitsanalysen für die Übernahme des Stromnetzes und des 

Gasnetzes an.

3. Wirtschaftlichkeitsanalysen zum Strom- und Gasnetz

Für Inhalt und Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen zum Strom- und zum Gasnetz 

wird auf die beigefügten Wirtschaftlichkeitsanalysen vom 30.08.2010 (Stromnetz) und vom 

11.08.2011 (Gasnetz) verwiesen. Die Analysen wurden von der Rödl & Partner GbR auf der 

Grundlage der von den Konzessionären übermittelten Daten sowie weiterer öffentlich 

zugänglicher Informationen erstellt. Anhand der Wirtschaftlichkeitsanalysen soll beurteilt 

werden, ob ein Kauf der Netze möglicherweise unwirtschaftlich und deshalb eine Beteiligung 

der Stadt Köthen von vornherein nicht sinnvoll ist oder ob das Projekt einer teilweisen 

Kommunalisierung mit Aussicht auf Erfolg weiter betrieben werden kann. Ergänzend wird 

auf Anlage 4 verwiesen. Rödl & Partner kommen zu folgenden Ergebnissen:

a) Stromnetz

Der Kauf des Stromnetzes zum kalkulatorischen Restwert bzw. zum Ertragswert lässt sich 

grundsätzlich wirtschaftlich darstellen. Anders verhält es sich jedoch im Falle eines Kaufs 

zum Sachzeitwert. Der (vertraglich vereinbarte) Sachzeitwert ist allerdings dann nicht 

maßgeblich, wenn er den Ertragswert erheblich übersteigt. Dies hat der Bundesgerichtshof 

in seinem Kaufering-Urteil entschieden (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.1999 – KZR 12/97 –). 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung (vgl. 

Drucksache 17/6248: „Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschafts-



rechtlicher Vorschriften“) deshalb vorgeschlagen, den Ertragswert im Gesetz zu verankern 

und somit für eine Klarstellung zu sorgen (vgl. Drucksache 17/6248 S. 17) Dem ist die 

Bundesregierung zwar nicht gefolgt; gleichwohl führt sie aus (vgl. a. a. O., S. 25):



„Mit der Verpflichtung zur Übereignung „gegen Zahlung einer wirtschaftlich 

angemessenen Vergütung“ soll gewährleistet werden, dass ein Wechsel des 

Konzessionärs nicht an einem prohibitiv hohen Kaufpreis für das Netz scheitert. Im 

Übrigen soll jedoch die Vertragsfreiheit der beteiligten Parteien sowie das 

verfassungsrechtlich geschützte Recht zur Verwertung des Anlageneigentums nicht 

über Gebühr be- schränkt werden. Nach Auffassung der Bundesregierung gelten 

insoweit die vom Bundesgerichtshof in seinem Kaufering-Urteil aufgestellten 

Bewertungen fort.“

Damit wurde die Kaufering-Rechtsprechung bestätigt. Insgesamt stellt dies eine 

vielversprechende Ausgangssituation auch für einen Kooperationspartner dar. Deshalb wird 

empfohlen, die Netzübernahme weiter zu verfolgen.

b) Gasnetz

Auch der Kauf des Gasnetzes ist zum kalkulatorischen Restwert und zum Ertragswert 

wirtschaftlich darstellbar, nicht dagegen bei einem Kauf zum Sachzeitwert (Zum 

Sachzeitwert gelten die obigen Ausführungen) Von einer Übernahme ist das Gasnetz in der 

Ortschaft Baasdorf wegen seiner geringen Größe eventuell auszuklammern und getrennt zu 

konzessionieren. Es wird deshalb auch insoweit empfohlen, die Übernahme des Gasnetzes 

weiter zu verfolgen.

c) Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Köthen

Ergänzend zu der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit einer Kooperation aus Sicht einer 

Netzgesellschaft wurde auch ermittelt, welche Auswirkungen eine Kooperation auf den 

Haushalt der Stadt Köthen haben kann (siehe Anlagen 3.1 bis 3.6). Auch diese Betrachtung 

ist mit Unsicherheiten behaftet, insbesondere zur künftigen Entwicklung der 

Gewerbesteuereinnahmen. Es wird aber deutlich, dass ein Kauf der Netze zum Ertragswert 

zu einem positiven wirtschaftlichen Ergebnis führen kann. In den Jahren 2013 bis 2018 

könnten durchschnittlich Einnahmen für den städtischen Haushalt von bis zu 63.000 Euro 

pro Jahr erzielt werden. Ein Kauf zum Sachzeitwert ist dagegen unwirtschaftlich.



d) Zusammenfassung

Der Kauf beider Netze zum kalkulatorischen Restwert bzw. zum Ertragswert kann zu einem 

positiven wirtschaftlichen Ergebnis führen und ist nicht von vornherein als unwirtschaftlich zu 

beurteilen. Es ist deshalb grundsätzlich sinnvoll, das Projekt einer teilweisen 

Kommunalisierung im Rahmen einer Kooperation mit einem Energieunternehmen 

fortzusetzen.

Eine bessere Beurteilung der Erfolgsaussichten einer teilweisen Kommunalisierung der 

Netze durch eine Kooperation der Stadt Köthen mit einem Energieunternehmen wird anhand 

der indikativen Angebote der Bewerber möglich sein. Insbesondere lassen sich dann die 

voraussichtlichen Chancen und Risiken einer Kooperation für die Stadt Köthen besser 

einschätzen.

4. Weitere Vorgehensweise

Soweit sich der Stadtrat dazu entschließt, auch die Möglichkeit einer Kooperation mit einem 

Energieunternehmen weiter in Betracht zu ziehen, stellt sich der weitere Verfahrensablauf 

wie folgt dar:

- Im weiteren Verfahren ist zu trennen zwischen dem Konzessionsvertrag einerseits und 
dem Kooperationsvertrag andererseits. Für beide Verträge bedarf es aber vorab 
festzulegender, verbindlicher Auswahlkriterien. Denn auch wenn auf Konzessionsverträge 
das Vergaberecht keine Anwendung findet, gelten dieselben Grundsätze eines 
diskriminierungsfreien und transparenten Verfahrens. Diese Kriterien (siehe 5. und Anlage 
5) sind vom Stadtrat vorab zu beschließen.

- Anschließend werden die Bewerbern aufgefordert, indikative Angebote abzugeben. 
Diese Angebote sind noch nicht bindend. Sie sollen aber den Stadtrat in die Lage versetzen, 
darüber zu entscheiden, ob weiterhin eine Kooperation angestrebt wird oder ob eine 
einfache Konzessionsvergabe erfolgen soll. Es bleibt abzuwarten, ob der Stadt Köthen 
Kooperationsangebote unterbreitet werden und gegebenenfalls mit welchem Inhalt. Wenn 
die Kooperationsangebote zu keinem überzeugenden Ergebnis führen oder aus 
beispielsweise kommunalrechtlichen Gründen ein Kooperationsmodell nicht durchführbar 
sein sollte, kann sich die Stadt Köthen auf die Vergabe von einfachen Konzessionsverträgen 
beschränken.

- Nachdem der Stadtrat sich für oder gegen eine mögliche Kooperation entschieden hat, 
werden die Bewerber aufgefordert, ihre dann verbindlichen Angebote abzugeben. Die 
Bewerber können sich einzeln oder als Bietergemeinschaft auf die Gaskonzession oder die 
Stromkonzession oder auf beide Konzessionen bewerben. Soweit sich der Stadtrat für eine 
Kooperation entscheidet, sollen die Bieter sowohl einen einfachen Konzessionsvertrag als 
auch ein Kooperationsangebot (bestehend aus Konsortialvertrag, Konzessionsvertrag, 
Gesellschaftsvertrag, Betriebsführungsvertrag oder Pachtvertrag) abgeben.

- Auf der Grundlage der Angebote finden dann Verhandlungen mit den Bietern statt.

- Die Prüfung der endgültigen Angebote wird dann von Rödl & Partner entsprechend den 
vom Stadtrat beschlossenen Kriterien vorgenommen.



- Der Stadtrat erteilt schließlich anhand der festgelegten Kriterien dem besten Angebot den 
Zuschlag.



Sollte im Ergebnis des Wettbewerbs ein Kooperationsangebot den Zuschlag erhalten, wird 

mit dem/den Kooperationspartner(n) entweder eine gemeinsame Netzgesellschaft 

gegründet (z. B. GmbH) oder die Stadt Köthen erwirbt Anteile an einer bereits bestehenden 

Gesellschaft. Im Falle einer solchen wirtschaftlichen Betätigung müssen ergänzend auch die 

kommunalrechtlichen Voraussetzungen (§§ 116ff. GO LSA) vorliegen, die 

Kommunalaufsicht ist rechtzeitig zu beteiligen.

Im Bezug auf ein mögliches Kooperationsmodell wird es in den Verhandlungen vor allem auf 

folgende Punkte ankommen:

- den Umfang der finanziellen Beteiligung der Stadt Köthen,
- die gesellschaftsrechtliche Organisation der Kooperation,
- die Rechte und Pflichten der Kooperationspartner (kommunaler Einfluss),
- die Beteiligung der Stadt Köthen am Ergebnis der Gesellschaft und
- die Risikotragung (insbesondere Kaufpreis- und Entflechtungsrisiko, regulatorische 
Risiken).

Die wichtigsten Ziele der Stadt Köthen in dem Vergabeverfahren für eine Kooperation sind:

- ein positives wirtschaftliches Ergebnis aus der Kooperation für die Stadt Köthen und
- die Minimierung von wirtschaftlichen Risiken für die Stadt Köthen.

Welches Modell die Bewerber anbieten, also Pachtmodell oder Betriebsführungsmodell, 

kann nicht vorab festgelegt werden, sondern soll Gegenstand des Wettbewerbs sein. Denn 

zum einen würde eine vorherige Festlegung möglicherweise diskriminierend wirken und zum 

anderen lässt sich nicht vorhersagen, welches Modell zum besten wirtschaftlichen Ergebnis 

führen wird.

5. Die Auswahlkriterien

Die Auswahlkriterien gliedern sich in zwei Gruppen, nämlich konzessionsvertragliche 

Kriterien und zusätzliche Kriterien betreffend die Kooperation. Im Folgenden werden die 

Kriterien und ihre Gewichtung bei der Bewertung der Angebote dargelegt:



Auswahlkriterien max. Punkte Anteil in %

1. Konzessionsvertragliche Kriterien

1.1. Formelle Kriterien (Gewichtung 25%)

Genehmigung nach § 4 EnWG 5 16,7%

Nachweis hinreichender Ausstattung mit Personal vor Ort 5 16,7%

Gewährleistung 24 Stunden Notdienst mit eigenem Personal innerhalb der 
gesetzlich vorgegebenen Reaktionszeiten

5 16,7%

Betriebsführung erfolgt durch den Wegenutzungspartner selbst 5 16,7%

Versorgungssicherheit (Versorgungsunterbrechnungen; Durchschnitt der 
letzten drei Jahre), Erfahrungen im Netzbetrieb

5 16,7%

Vorlage von deutschsprachigen Geschäftsberichten der letzten 3 Jahre 5 16,7%

Ergebnis: 30

1.2. Materielle Vertragsinhalte (Gewichtung 50%)

Endschaftsklausel: Wirtschaftlich angemessene Vergütung unter 
Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung

20 20,0%

Regelung zur Netztrennung 10 10,0%

Auskunftsanspruch

- Bei Beendigung des Konzessionsvertrages
- Bereitstellung von Ortsplänen des Netzes während der Vertragslaufzeit

10 10,0%

Rechtsnachfolge nur mit Zustimmung der Kommune 10 10,0%

Zahlung von Konzessionsabgaben im höchstzulässigen Umfang 5 5,0%

Gewährung des höchstzulässigen Gemeinderabatts gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 
KAV auf das Netzentgelt für die Gemeinde und deren Eigenbetriebe

5 5,0%

Auf Bedürfnisse der Kommune abgestimmte Abschlagszahlungen; frühzeitige 
Abrechnung der Konzessionsabgabe; Prüfung bzw. Testierung der Abrechnung 
bei Unstimmigkeiten

10 10,0%

Baumaßnahmen (allgemein), insbesondere:

- Detaillierte jährliche Abstimmung aller planbaren Baumaßnahmen
- Wiederherstellung der Verkehrsfläche nur durch ein geeignetes 
Fachunternehmen
- 5 Jahre Gewährleistung auf Bauleistungen
- Förmliche Abnahme von Bauleistungen durch die Gemeinde
- Wiederherstellung der Verkehrsanlage auf Kosten des Konzessionsnehmer 
soweit nicht gemeinsame Baumaßnahme

5 5,0%

Gemeinsame Baumaßnahmen

- Kostenreduzierung durch Nutzung von Straßenaufbrüchen der Gemeinde und 
– soweit möglich – Dritter
- Die Kosten bei Gemeinschaftsbaumaßnahmen sind nach einem 

5 5,0%



Vorteilsmaßstab angemessen zu verteilen.

Verteilung der Folgekosten 15 15,0%

Sonderkündigungsrechte (z. B. Change of Control) 5 5,0%

Ergebnis: 100

1.3. Sonstige Kriterien (Gewichtung 25%)

Investitionstätigkeit 5 14,3%

Langfristige Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen vor 
Ort

5 14,3%

Einflussmöglichkeiten der Gemeinde auf den Netzbetrieb 5 14,3%

Einrichtung und Unterhaltung einer Betriebsstätte in der Gemeinde während 
der gesamten Vertragslaufzeit

5 14,3%

Bekenntnis zur Förderung des Umweltschutzes und erneuerbarer Energien 5 14,3%

Unterstützung bei kommunalen Energiekonzepten 5 14,3%

Energieberatung für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen 5 14,3%

Ergebnis: 35

2. Zusätzliche Kriterien

2.1. Ausgestaltung Konzessionsvertrag entsprechend Kriterien und 
Gewichtung gemäß Ziffer 1.

       (Gewichtung 70%)

2.2. Verteilung von Chancen und Risiken (Gewichtung 20%)

Haushaltsbeitrag durch weitere Einnahmen (Renditemöglichkeiten) 10 33,3%

Verteilung der Risiken 15 50,0%

Optionsrecht für eine Erhöhung der Beteiligungsquote, die Ausgestaltung der 
Höhe nach und die sonstigen Bedingungen für dessen Ausübung.

5 16,7%

Ergebnis: 30

2.3. Kommunale Steuerungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
(Gewichtung 10%)

Ausgestaltung Gesellschafterversammlung, Aufsichtsrat, Geschäftsführung 
(Zuständigkeiten, Besetzung, Stimmrechtsverteilung, Beschlussfassung, 
Mehrheitsverhältnisse für zustimmungspflichtige Entscheidungen)

5 20,0%

Regelungen und Verfahren bei Anteilsveräußerung, Beendigungsmöglichkeiten 
einschließlich Methodik der Unternehmensbewertung u. ä.

5 20,0%

Kommunale Einflussnahme auf Identität des Mitgesellschafters 5 20,0%

Informations- und Prüfungsrechte der Stadt 5 20,0%



Entwicklungspotenzial/Erschließung weiterer Geschäftsfelder (z.B. Förderung 
erneuerbarer Energien, Steigerung der Energieeffizienz)

5 20,0%

Ergebnis: 25

Die Einzelbewertung der Angebote erfolgt durch einen relativen Vergleich der Angebote 

untereinander. 



6. Entscheidungsmöglichkeiten des Stadtrates

Einerseits kann sich der Stadtrat bereits jetzt dahingehend festlegen, dass eine Beteiligung 

an den Netzen und damit eine wirtschaftliche Betätigung der Stadt Köthen nicht erfolgen 

soll. In diesem Fall ist das Wettbewerbsverfahren zur einfachen Konzessionsvergabe 

fortzusetzen. Hierzu sind die Auswahlkriterien für den Konzessionsvertrag (siehe 5.) zu 

beschließen.

Andererseits kann der Stadtrat die Entscheidung, ob eine einfache Konzessionierung oder 

eine wirtschaftliche Betätigung in Form einer Kooperation erfolgen soll, zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt offen lassen. Er kann insoweit das Ergebnis der indikativen Angebote abwarten, in 

Auswertung des Ergebnisses seine Entscheidung treffen und dann verbindliche Angebote 

einholen. Für die Durchführung des Wettbewerbs sind die Auswahlkriterien sowohl für den 

Konzessionsvertrag als auch für das Kooperationsangebot (siehe 5.) zu beschließen.

7. Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung schlägt vor, das Projekt einer teilweisen Kommunalisierung des Strom- und 

Gasnetzes durch Kooperation mit einem Energieunternehmen vorerst weiter zu verfolgen. 

Hierzu sind zunächst indikative Angebote einzuholen und zu bewerten. Danach ist zu 

entscheiden, ob das Projekt der teilweisen Kommunalisierung fortgesetzt werden soll oder 

nicht. Das Verfahren ist dann entsprechend weiter zu betreiben.

Die Verwaltung schlägt weiter vor, die Auswahlkriterien gemäß Ziffer 5 zu beschließen.






Stromnetz Anlage 3.1
Wirtschaftslichkeitsanalyse
Restwert Kaufpreis auf Basis kalk. Restwert AHK/TNW:  11,3 Mio €


0,625 Netzrennungskosten
0,989 noch aufzulösende Baukostenzuschüsse
4,37 40% Eigenkapitalquote


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 
Unternehmenssicht


           1. Regp.         2. Regulierungsperiode 3. Regp.


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 4.978 5.006 4.978 4.950 4.922 4.893 4.865 4.918
Aufläösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.044 5.072 5.044 5.016 4.988 4.959 4.931 4.959
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.302 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.908 2.908 2.908 2.908
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 899 885 872 859 846 833 821 739
Kaufm. Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibung 609 629 649 670 692 713 735 764
sonstige betr. Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.260 4.235 4.220 4.226 4.234 4.236 4.250 4.197
Betriebsergebnis 784 837 824 790 754 723 681 762
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 296 303 300 296 292 288 283 292
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 489 535 525 495 463 436 399 471 Earnings bevor Tax (Verdienst vor Steuer)
Gewerbesteuer 74 81 80 75 71 66 62 72
Körperschaftssteuer 77 85 83 78 73 68 63 75
Summe 151 166 163 153 144 134 125 147
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 338 369 362 342 319 302 274 324


Gesellschaftersicht Stadt Köthen


Gewinnausschüttung an den 169,00 184,50 181,00 171,00 159,50 151,00 137,00 162,00 unterstellt, dass der Jahresüberschuss
Haushalt der Sadt Köthen (Anhalt) immer zu 100% ausgeschüttet wird,


EK 4,37 Mill. davon Stadt 2,19 Mio €, 50%


Kosten für
2.185.000 76,48 76,48 76,48 76,48 76,48 76,48 76,48 76,48


3,50
% Zinsen davon 1% Tilgung anfänglich


Eigenkapitaleinlage der Stadt 


Kapitalertragssteuern zzgl. Soli § 20 (1) Nr. 1. Satz 1 EStG
26,38% Einkünfte aus Kapitalvermögen


evtl. ermäßigt § 44 a VIII EStG 3/5 26,74 29,20 28,64 27,06 25,24 23,90 21,68 25,64 Steuersatz 25% und 5,5% Soli-abgabe
15,83%


Beratungkosten müssen raus kommen 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00
Rödl & Partner


100.000/20 Jahre


Summe 108,22 110,67 110,12 108,54 106,72 105,37 103,16 107,11


Restgewinn 60,78 73,83 70,88 62,46 52,78 45,63 33,84 54,89
zur Verbesserung der HH-Situation


weiter zu berücksichtigen aber aus 
heutiger Sicht nicht zu beurteilen


Rechtsstreitkosten Erhöhung des Aufwandes beim neuen Unternehmen,
wenn keine Einigkeit zum Kaufpreis Netz erreicht werden kann,
dieser Aufwand verringert den Erfolg


Gewerbesteuerentwicklung soweit envia M nicht der Partner ist, entfallen
Gewerbesteueraufwendungen dieser Gesellschaft, werden aber evtl.
vom neuen Unternehmen ausgeglichen







Stromnetz Anlage 3.2
Wirtschaftslichkeitsanalyse Kaufpreis auf Basis Ertragswert:  12 Mio €


"Ertragswertszenario" 0,625 Netzrennungskosten


0,989 noch aufzulösende Baukostenzuschüsse


4,65 40% Eigenkapitalquote


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 
Unternehmenssicht


           1. Regp.         2. Regulierungsperiode 3. Regp.


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 4.961 4.989 4.961 4.932 4.904 4.876 4.848 4.906
Auflösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.027 5.055 5.027 4.998 4.970 4.942 4.914 4.947
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.306 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 885 885 872 859 846 833 821 739
Kaufmännische Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibungen 647 667 687 708 729 751 773 764
sonstige betriebliche Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.284 4.272 4.258 4.264 4.271 4.278 4.278 4.195
Betriebsergebnis 743 783 769 734 699 664 636 752
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 316 320 315 310 305 299 292 300
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 428 464 455 425 395 366 345 453 Earnings bevor Tax (Verdienst vor Steuer)
Gewerbesteuer 65 72 70 66 62 57 53 69
Körperschaftssteuer 66 73 72 67 63 58 53 72
Summe 131 145 142 133 125 115 106 141
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 297 319 313 292 270 251 239 312


Gesellschaftersicht Stadt Köthen


Gewinnausschüttung an den 148,50 159,50 156,50 146,00 135,00 125,50 119,50 156,00 unterstellt, dass der Jahresüberschuss
Haushalt der Sadt Köthen (Anhalt) immer zu 100% ausgeschüttet wird,


EK 4,65 Mill. davon Stadt 2,33 Mio €, 50%


Kosten für
2.327.200 81,45 81,45 81,45 81,45 81,45 81,45 81,45 81,45


3,50
% Zinsen davon 1% Tilgung anfänglich


Eigenkapitaleinlage der Stadt 


Kapitalertragssteuern zzgl. Soli § 20 (1) Nr. 1. Satz 1 EStG
26,38% Einkünfte aus Kapitalvermögen


evtl. ermäßigt § 44 a VIII EStG 3/5 23,50 25,24 24,77 23,10 21,36 19,86 18,91 24,69 Steuersatz 25% und 5,5% Soli-abgabe
15,83%


Beratungkosten müssen raus kommen 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00
Rödl & Partner


100.000/20 Jahre


Summe 109,95 111,69 111,22 109,56 107,82 106,31 105,36 111,14


Restgewinn 38,55 47,81 45,28 36,44 27,18 19,19 14,14 44,86
zur Verbesserung der HH-Situation


weiter zu berücksichtigen aber aus 
heutiger Sicht nicht zu beurteilen


Rechtsstreitkosten Erhöhung des Aufwandes beim neuen Unternehmen,
wenn keine Einigkeit zum Kaufpreis Netz erreicht werden kann,
dieser Aufwand verringert den Erfolg


Gewerbesteuerentwicklung soweit envia M nicht der Partner ist, entfallen
Gewerbesteueraufwendungen dieser Gesellschaft, werden aber evtl.
vom neuen Unternehmen ausgeglichen







Stromnetz Anlage 3.3
Wirtschaftlichkeitsanalyse Kaufpreis auf Basis Sachzeitwert:  12,8 Mio €


0,625 Netzrennungskosten
0,989 noch aufzulösende Baukostenzuschüsse


"Sachzeitwertszenario" 4,97 40% Eigenkapitalquote


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 
Unternehmenssicht


           1. Regp.         2. Regulierungsperiode 3. Regp.


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 4.943 4.971 4.942 4.914 4.886 4.858 4.830 4.895
Auflösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.009 5.037 5.008 4.980 4.952 4.924 4.896 4.936
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.306 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 899 885 872 859 846 833 821 739
Kaufmännische Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibungen 686 706 726 747 768 790 812 764
sonstige betriebliche Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.337 4.312 4.297 4.303 4.310 4.317 4.327 4.197
Betriebsergebnis 672 725 711 677 642 607 569 739
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 335 338 332 325 318 310 302 309
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 338 388 380 353 325 298 268 431 Earnings bevor Tax (Verdienst vor Steuer)
Gewerbesteuer 55 62 61 57 53 48 44 67
Körperschaftssteuer 53 61 60 56 52 47 43 68
Summe 108 123 121 113 105 95 87 135
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 230 265 259 240 220 203 181 296


Gesellschaftersicht Stadt Köthen


Gewinnausschüttung an den 115,00 132,50 129,50 120,00 110,00 101,50 90,50 148,00 unterstellt, dass der Jahresüberschuss
Haushalt der Sadt Köthen (Anhalt) immer zu 100% ausgeschüttet wird,


EK 4,97 Mill. davon Stadt 2,49 Mio €, 50%


Kosten für
2.487.200 87,05 87,05 87,05 87,05 87,05 87,05 87,05 87,05


3,50
% Zinsen davon 1% Tilgung anfänglich


Eigenkapitaleinlage der Stadt 


Kapitalertragssteuern zzgl. Soli § 20 (1) Nr. 1. Satz 1 EStG
26,38% Einkünfte aus Kapitalvermögen


evtl. ermäßigt § 44 a VIII EStG 3/5 18,20 20,97 20,49 18,99 17,41 16,06 14,32 23,42 Steuersatz 25% und 5,5% Soli-abgabe
15,83%


Beratungkosten müssen raus kommen 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00
Rödl & Partner


100.000/20 Jahre


Summe 110,25 113,02 112,55 111,04 109,46 108,11 106,37 115,47


Restgewinn 4,75 19,48 16,95 8,96 0,54 -6,61 -15,87 32,53
zur Verbesserung der HH-Situation


weiter zu berücksichtigen aber aus 
heutiger Sicht nicht zu beurteilen


Rechtsstreitkosten Erhöhung des Aufwandes beim neuen Unternehmen,
wenn keine Einigkeit zum Kaufpreis Netz erreicht werden kann,
dieser Aufwand verringert den Erfolg


Gewerbesteuerentwicklung soweit envia M nicht der Partner ist, entfallen
Gewerbesteueraufwendungen dieser Gesellschaft, werden aber evtl.
vom neuen Unternehmen ausgeglichen







Gasnetz Anlage 3.4
Wirtschaftslichkeitsanalyse Kaufpreis auf Basis Ertragswert:  11,9 Mio €


"Ertragswertszenario" 0,9 Netzrennungskosten
0,665 noch aufzulösende Baukostenzuschüsse


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen 4,85 40% Eigenkapitalquote
Unternehmenssicht


        2. Regulierungsperiode 3. Regp.


2013 2014 2015 2016 2017 2018 ff
T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 3.354 3.330 3.306 3.282 3.258 3.325
Auflösung Ertragszuschüsse 44 44 44 44 44 27
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0
Erträge 3.398 3.374 3.350 3.326 3.302 3.352
Materialaufwand 154 154 154 154 154 154
Technische Betriebsführung 994 974 955 936 917 917
Kaufmännische Betriebsführung 803 787 772 756 741 741
Abschreibungen 422 428 434 440 447 522
sonstige betriebliche Aufwendungen 368 264 260 256 252 248
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 2.741 2.607 2.575 2.542 2.511 2.582
Betriebsergebnis 657 767 775 784 791 770
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 342 346 341 336 331 332
Zinserträge 1 2 2 2 2 2
EBT 316 423 436 450 462 440 Earnings bevor Tax (Verdienst vor Steuer)
Steuern vom Einkommen und Ertrag 102 134 138 141 145 138
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 214 289 298 309 317 302


Gesellschaftersicht Stadt Köthen


Gewinnausschüttung an den 107,00 144,50 149,00 154,50 158,50 151,00 unterstellt, dass der Jahresüberschuss
Haushalt der Sadt Köthen (Anhalt) immer zu 100% ausgeschüttet wird,


EK 4,85 Mill. davon Stadt 2,43 Mio €, 50%


Kosten für
2.427.000 84,95 84,95 84,95 84,95 84,95 84,95


3,50
% Zinsen davon 1% Tilgung anfänglich


Eigenkapitaleinlage der Stadt 


Kapitalertragssteuern zzgl. Soli § 20 (1) Nr. 1. Satz 1 EStG
26,38% Einkünfte aus Kapitalvermögen


evtl. ermäßigt § 44 a VIII EStG 3/5 16,93 22,87 23,58 24,45 25,08 23,90 Steuersatz 25% und 5,5% Soli-abgabe
15,83%


Beratungkosten müssen raus kommen 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00
Rödl & Partner


100.000/20 Jahre


Summe 106,88 112,81 113,52 114,39 115,03 113,84


Restgewinn 0,12 31,69 35,48 40,11 43,47 37,16
zur Verbesserung der HH-Situation


weiter zu berücksichtigen aber aus 
heutiger Sicht nicht zu beurteilen


Rechtsstreitkosten Erhöhung des Aufwandes beim Unternehmen,
wenn keine Einigkeit zum Kaufpreis Netz erreicht werden kann,
dieser Aufwand verringert den Erfolg


Gewerbesteuerentwicklung soweit Köthen Energie nicht der Partner ist, entfallen
Gewerbesteueraufwendungen dieser Gesellschaft, werden aber evtl.
vom neuen Unternehmen ausgeglichen







Gasnetz Anlage 3.5
Wirtschaftlichkeitsanalyse Kaufpreis auf Basis Sachzeitwert: 15,1 Mio €


"Sachzeitwertszenario" 0,9 Netzrennungskosten


0,665 noch aufzulösende Baukostenzuschüsse


6,13 40% Eigenkapitalquote


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


        2. Regulierungsperiode 3. Regp.


2013 2014 2015 2016 2017 2018 ff
T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 3.282 3.259 3.235 3.212 3.188 3.264
Auflösung Ertragszuschüsse 44 44 44 44 44 27
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0
Erträge 3.326 3.303 3.279 3.256 3.232 3.291
Materialaufwand 154 154 154 154 154 154
Technische Betriebsführung 994 974 955 936 917 917
Kaufmännische Betriebsführung 803 787 772 756 741 741
Abschreibungen 531 537 543 549 556 522
sonstige betriebliche Aufwendungen 368 264 260 256 252 248
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 2.850 2.716 2.684 2.651 2.620 2.582
Betriebsergebnis 476 587 595 605 612 709
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 430 429 420 410 399 398
Zinserträge 1 2 2 2 2 2
EBT 47 160 177 197 215 313 Earnings bevor Tax (Verdienst vor Steuer)
Steuern vom Einkommen und Ertrag 25 58 64 69 74 103
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 22 102 113 128 141 210


Gesellschaftersicht Stadt Köthen


Gewinnausschüttung an den 11,00 51,00 56,50 64,00 70,50 105,00 unterstellt, dass der Jahresüberschuss
Haushalt der Sadt Köthen (Anhalt) immer zu 100% ausgeschüttet wird,


EK 6,13 Mill. davon Stadt 3,0 Mio €, 50%


Kosten für
3.067.000 107,35 107,35 107,35 107,35 107,35 107,35


3,50
% Zinsen, davon 1% Tilgung anfänglich


Eigenkapitaleinlage der Stadt 


Kapitalertragssteuern zzgl. Soli § 20 (1) Nr. 1. Satz 1 EStG
26,38% Einkünfte aus Kapitalvermögen


evtl. ermäßigt § 44 a VIII EStG 3/5 1,74 8,07 8,94 10,13 11,16 16,62 Steuersatz 25% und 5,5% Soli-abgabe
15,83%


Beratungkosten müssen raus kommen 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00 5,00
Rödl & Partner


100.000/20 Jahre


Summe 114,09 120,42 121,29 122,47 123,50 128,96


Restgewinn -103,09 -69,42 -64,79 -58,47 -53,00 -23,96
zur Verbesserung der HH-Situation


weiter zu berücksichtigen, aber aus 
heutiger Sicht nicht zu beurteilen


Rechtsstreitkosten Erhöhung des Aufwandes beim Unternehmen,
wenn keine Einigkeit zum Kaufpreis Netz erreicht werden kann,
dieser Aufwand verringert den Erfolg


Gewerbesteuerentwicklung soweit Köthen Energie nicht der Partner ist, entfallen
Gewerbesteueraufwendungen dieser Gesellschaft, werden aber evtl.
vom neuen Unternehmen ausgeglichen







Anlage 3.6
Kauf der Netze zum Ertragswert


Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019


Strom
Restgewinn 38,55 47,81 45,28 36,44 27,18 19,19 14,14 44,86


zur Verbesserung der HH-Situation
Gas


Restgewinn 0,12 31,69 35,48 40,11 43,47 37,16
zur Verbesserung der HH-Situation


Summe Mehrerträge Stadt 38,55 47,93 76,97 71,92 67,29 62,66 51,30 44,86


Kauf der Netze zum Sachzeitwert


Strom
Restgewinn 4,75 19,48 16,95 8,96 0,54 -6,61 -15,87 32,53


zur Verbesserung der HH-Situation
Gas


Restgewinn -103,09 -69,42 -64,79 -58,47 -53,00 -23,96 0,00
zur Verbesserung der HH-Situation


Summe Mehrerträge Stadt 4,75 -83,61 -52,46 -55,83 -57,93 -59,62 -39,83 32,53
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3.1 bis 3.6 Wirtschaftlichkeitsanlyse.pdf




1© Rödl & Partner


Erfolg kennt keine Grenzen: 
Wir beraten deutsche Unternehmen weltweit


Rechtsanwälte ∙ Steuerberater ∙ Wirtschaftsprüfer ∙ Unternehmensberater


Stadt Köthen
Wirtschaftlichkeitsanalyse
einer potentiellen Übernahme des 
Gasnetzes in Köthen
Köthen, 11.08.2011
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01 Ausgangssituation


Agenda


02 Planungsprämissen


03 Wirtschaftlichkeitsanalyse Gas


05 Fazit
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Agenda


01 Ausgangssituation


02 Planungsprämissen


03 Wirtschaftlichkeitsanalyse Gas


05 Fazit
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Ausgangssituation


Die Stadt Köthen hat beschlossen, die Übernahme des Gasnetzes von der Köthen Energie
GmbH (im Folgenden: Köthen Energie) und der MITGAS Verteilnetz GmbH (im Folgenden:
MITGAS) zu prüfen. Der Großteil des Gasnetzes auf dem Stadtgebiet Köthen wird von der
Köthen Energie betrieben.


Der Gaskonzessionsvertrag mit Köthen Energie läuft am 31. Dezember 2011 aus.
Der mit der MITGAS abgeschlossenen Konzessionsvertrag für die Ortsgemeinde Baasdorf
endet am 31. März 2012.


Die Bekanntmachung über das Auslaufen der Konzessionsverträge Gas wurde gemäß § 46
Abs. 3 Energiewirtschaftsgesetz bereits im Bundesanzeiger veröffentlicht.


Vor diesem Hintergrund wurde Rödl & Partner von der Stadt Köthen beauftragt, die
betriebswirtschaftlichen Auswirkungen einer Gasnetzübernahme zu analysieren und eine
fundierte Entscheidungsgrundlage “Pro oder Contra Netzübernahme“ für die
Entscheidungsträger zu erstellen.


Nachfolgend stellen wir die Rahmenbedingungen, Planungsprämissen und Ergebnisse der
Wirtschaftlichkeitsanalyse der Übernahme der beiden Gasnetze in Köthen dar.
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Agenda


01 Ausgangssituation


02 Planungsprämissen


03 Wirtschaftlichkeitsanalyse Gas


05 Fazit
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Planungsprämissen


Daten für das Gasnetz: Es wurden nicht zur Verfügung gestellt:
§ Mengengerüst für das Ortsnetz in der Stadt 


Köthen (Leitungslängen, Anzahl Stationen, 
Anzahl Ausspeisepunkte) (Köthen Energie, 
MITGAS)


§ Altersstruktur der technischen Anlagen 
(Rohrleitungen, Regeleinrichtungen, etc.) 
(Köthen Energie, MITGAS)


§ Absatzmengen (Köthen Energie, MITGAS)
§ Angabe zur Höhe der noch nicht aufgelösten 


Baukostenzuschüsse (Köthen Energie)
§ Preisblatt der Netzdienste (Köthen Energie, 


MITGAS)
§ Netzentflechtungskonzept (Köthen Energie)


§ Historische Anschaffungs- und 
Herstellungskosten (Köthen Energie, MITGAS)


§ kalkulatorische Restwerte (Köthen Energie, 
MITGAS)


§ zu übertragende Erlösobergrenzen (Köthen 
Energie, MITGAS)


§ Grundstücke  (Köthen Energie, MITGAS)
§ Netzentflechtungskonzept (MITGAS)
§ Angabe zur Höhe der noch nicht aufgelösten 


Baukostenzuschüsse (MITGAS)


Für die Wirtschaftlichkeitsanalyse der Gasnetze in Köthen wurden von Köthen Energie und 
MITGAS folgende Unterlagen zur Verfügung gestellt:
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2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 1. Reg.per. 
auf Basis der geplanten Netzkosten, Fortschreibung 
dieser Werte zur Erlösbestimmung in der 2. Reg.per. 


und Ermittlung der Erlösobergrenze im Jahr der 
ewigen Rente (2018) auf Basis der geplanten 


Netzkosten im Fotojahr 2015.


Kein „eigenständiger“ 
Netzbetrieb!


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 
2. Regulierungsperiode auf Basis der Kostenprüfung im Jahr 


2011 (Kostenbasis 2010) und des im 2. Effizienzvergleich 
festgestellten Effizienzwertes


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 
1. Regulierungsperiode auf Basis der letzten Kostenprüfung 


(Kostenbasis 2006) und des im 1. Effizienzvergleich festgestellten 
Effizienzwertes


Planungsprämissen


Netzkauf
Beginn


Anreizregulierung
01.01.2009


erste Regulierungsperiode zweite Regulierungsperiode


G
en


er
el


le
 


Er
lö


se
rm


itt
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Zur Verdeutlichung der im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsanalyse gewählten Zeitschiene und zur 
Hervorhebung bestimmter, für die Untersuchung relevanter Zeitpunkte stellen wir vorab den zeitlichen 
Ablauf der ersten zwei Perioden der Anreizregulierung anhand eines Zeitstrahls dar. 
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Analyseschritt: Kennzeichen: Informationsziel:


Wirtschaftlichkeitsanalyse: 
Grundsätzliches


2. Reg.-Periode kostenbasierte 
Erlösbestimmung, Eff.-wert 89,97 %
3. Reg.-Periode: kostenbasierte
Erlösbestimmung, Eff.-wert 89,97 %


grundsätzliche Informationen zur 
Erlös- / Kostenstruktur und 
Rentabilität des analysierten 
Netzgebietes


Wirtschaftlichkeitsanalyse
Szenario „Ertragswert“ 


(Basisszenario)
Kaufpreis des Netzes: Ertragswert Finanzierungskosten auf Basis 


Ertragswert als Kaufpreis


Wirtschaftlichkeitsanalyse
Szenario „Sachzeitwert“ Kaufpreis des Netzes: Sachzeitwert Finanzierungskosten auf Basis 


Sachzeitwert als Kaufpreis


Planungsprämissen


0.


2.


1.
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Kritische Punkte: Auffassung R&P - Planungsprämissen


„überlassen“


Anspruch auf Eigentumsübertragung oder 
Verpachtung der Versorgungsanlagen?


Eigentumsübertragung der Anlagen (Kauf)


„wirtschaftlich angemessene Vergütung“


Angemessener Kaufpreis: Sachzeitwert 
(SZW) oder Ertragswert?


Angemessener Kaufpreis ist der Ertragswert bzw. der kalkulatorische 
Restbuchwert. 


Entsprechend Kaufering-Urteil ist der SZW in der Endschaftsklausel des 
KV unwirksam, wenn der SZW den Ertragswert erheblich übersteigt.


Netztrennungskosten
Ist im Konzessionsvertrag nichts anderes geregelt, so sind – nach unserer 
Auffassung – die Entflechtungskosten vom abgebenden Netzbetreiber und 
die Einbindungskosten vom übernehmenden Netzbetreiber zu tragen.


Übertragung der Erlösobergrenze
Kostenbasierte Übertragung der Erlösobergrenze für relevanten 
Betrachtungszeitraum gemäß Leitfaden der Regulierungsbehörden zur 
Neufestlegung der Erlösobergrenzen.


Planungsprämissen
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Planungsprämissen


Kundengruppe Köthen Energie MITGAS Gesamt
Nicht leistungsgemessene Kunden 7.100 79 7.179


Arbeit (MWh) 154.482 2.359 156.841


Leistungsgemessene Kunden 24 1 25


Arbeit (MWh) 69.722 509 70.231


Arbeit gesamt (MWh) 224.204 2.868 227.072


1. Netzstrukturdaten (1 von 2)
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Planungsprämissen


Strukturparameter Köthen Energie MITGAS Gesamt
Einwohnerzahl 28.576  (Dez. 2009)


HD-Leitung 18 km 0 km 18 km


MD-Leitung 35 km 0 km 35 km


ND-Leitung 108 km 4 km 112 km


GDRM 21 Stk. 2 Stk. 23 Stk.


1. Netzstrukturdaten Gas (2 von 2)
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Planungsprämissen


2. Erlösprognose (1 von 2)


Für die Ermittlung der Netzerlöse wurden folgende Annahmen getroffen:


2. Regulierungsperiode (2013 bis 2017):


a) Ableitung der Erlösobergrenze auf Basis der auf das analysierte Netzgebiet 
entfallenden Netzkosten für das Jahr 2013 (Kapitalkosten und operative Kosten).


b) Übertragung des auf das Netzgebiet entfallenden Erlösanteils vom bisherigen  
Netzbetreiber auf den neuen Netzbetreiber gem. § 26 Abs. 2 ARegV (kostenbasierte 
Bestimmung des Erlösanteils).


c) Für die Prognose des Erlöspfades wurde ein Effizienzwert i.H.v. 89,97 % (aktueller 
durchschnittlicher Effizienzwert der Gasnetzbetreiber) angesetzt. Für die 2. 
Regulierungsperiode wurde die Teilnahme am vereinfachten Verfahren gem. § 24 
ARegV unterstellt.
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Planungsprämissen


2. Erlösprognose (2 von 2)


3. Regulierungsperiode (2018 ff.):


a) Ableitung der Erlösobergrenze auf Basis der auf das analysierte Netzgebiet 
entfallenden Netzkosten für das Fotojahr 2015 (Kapitalkosten und operative Kosten).


b) Abgleich nachhaltiger Investitionen in der ewigen Rente mit reduziertem Aufwand für 
Wartung und Instandhaltung.
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Planungsprämissen


3. Materialaufwand (1 von 1)


Kostenart 2. und 3. Regulierungsperiode


Kosten des 
vorgelagerten Netzes


Nach Übernahme des Netzes ist die ONTRAS-VNG Gastransport 
GmbH vorgelagerter Netzbetreiber. Die vorgelagerten Netzkosten 
wurden mit einer Jahreshöchstlast i.H.v. 76 MW und 
Vollbenutzungsstunden i.H.v.  3.000 Stunden angesetzt.
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Planungsprämissen


4. Kosten der technischen Betriebsführung (1 von 3)


Für die Prognose der Kosten wurde unterstellt, dass die für den Betrieb der Netze 
notwendigen technischen Leistungen von einem Betriebsführer erbracht werden. Dieser 
Ansatz impliziert zunächst, dass für den Betrieb der Netze kein eigenes Personal vorgehalten 
wird. Jedoch wurden in der Kalkulation der anfallenden technischen 
Betriebsführungspauschale auch Personalkosten berücksichtigt. Letztendlich wurde hier die 
Perspektive eines externen Dienstleisters gewählt, der ein durch die gebietsspezifischen 
Strukturmerkmale determiniertes Angebot erstellt. 


Die von der Betriebsführung umfassten und entsprechend in der Kalkulation berücksichtigten 
Leistungen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt.
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Planungsprämissen


4. Kosten der technischen Betriebsführung (2 von 3)
Technische Verwaltung Netzsteuerung/ -überwachung Technischer Vertrieb


•Netzmanagement und Strategie •Störfallmanagement •HA- BKZ-Abrechnung


Planung •Netzsteuerung/ -optimierung •Akquise HA-Verlegung


Projektierung •Systemadministration •Vertragsmanagement


Anlagenbau Netzdokumentation •Installateursbetreuung


•Leitungen, Stationen •Einmessung •TAB Information


•Hausanschlüsse •Erfassung •Stellungnahmen zum Baugesuch


Betrieb •Auskunft Zähler-/ Geräteverwaltung


•Instandhaltung •Systemadministration •Zählermanagement


•Schaltung Netzwirtschaft •Zählereinbau


•Stördienst/Bereitschaftsdienst •Vertragsmanagement •Turnuswechsel


•Wartung •Regulierungsmanagement Ablesung


•Inspektion •Netzdatenpflege 
(Stammdaten/Verbrauchsdaten)


•Turnus-/ Zählerfernauslesung
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Planungsprämissen


4. Kosten der technischen Betriebsführung (3 von 3)


Die Kosten der technischen Betriebsführung umfassen somit:


§ Personalkosten (inkl. Personalnebenkosten) sowie Sachkosten.
§ Zudem wurden anteilig Geschäftsführungstätigkeiten eingeplant.
§ Die technische Betriebsführung wird jährlich um 2,0 % 


abgeschmolzen (Effizienzsteigerungsvorgaben). 
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Planungsprämissen


5. Kosten der kaufmännischen Betriebsführung (1 von 3)


Für die Prognose der Kosten wurde unterstellt, dass die für den Betrieb der Netze 
notwendigen kaufmännischen Leistungen von einem Betriebsführer erbracht werden. Dieser 
Ansatz impliziert zunächst, dass für den Betrieb der Netze kein eigenes Personal vorgehalten 
wird. Jedoch wurden in der Kalkulation der anfallenden kaufmännischen 
Betriebsführungspauschale auch Personalkosten berücksichtigt. Letztendlich wurde hier die 
Perspektive eines externen Dienstleisters gewählt, der ein durch die gebietsspezifischen 
Strukturmerkmale determiniertes Angebot erstellt. 


Die von der Betriebsführung umfassten und entsprechend in der Kalkulation berücksichtigten 
Leistungen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt.
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Planungsprämissen


5. Kosten der kaufmännischen Betriebsführung (2 von 3)
Kaufmännische Verwaltung Informationstechnik


Geschäftsbuchhaltung •IT-Service


•Nebenbuchhaltung •IT-Systeme


•Hauptbuchhaltung •Kommunikationstechnik


•Finanzierung Sonstiges


Controlling •Fuhrpark


•Kostenrechnung •Facility Management


•Betriebswirtschaft, Planung •Telefonzentrale, Empfang


Materialwirtschaft Abrechnung


•Einkauf •Sonderkunden


•Lagerwesen •Tarifkunden 


•Auftragswesen Debitorenwesen


Personalwesen •Inkasso


•Personalverwaltung •Beitreibung (Mahnwesen)


•Personalentwicklung
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Planungsprämissen


5. Kosten der technischen Betriebsführung (3 von 3)


Die Kosten der kaufmännischen Betriebsführung umfassen somit:


§ Personalkosten (inkl. Personalnebenkosten) sowie Sachkosten 
(25 % Gemeinkostenzuschlag). 
§ Zudem wurden anteilig Geschäftsführungstätigkeiten eingeplant.
§ Die kaufmännische Betriebsführung wird jährlich um 2,0% 


abgeschmolzen (Effizienzsteigerungsvorgaben). 
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Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen werden jährlich mit Ausnahme der
Versicherungskosten und der Forderungsausfälle um 2,0% abgeschmolzen 


(Effizienzsteigerungsvorgaben). 


Planungsprämissen


6. Sonstige betriebliche Auswendungen (1 von 1)


Der sonstige betriebliche Aufwand bildet die neben den Betriebsführungskosten anfallenden 
netzbetreibertypischen Aufwendungen ab und umfasst: 


§ Versicherungskosten
§ Forderungsausfälle
§ Jahresabschlussprüfungskosten
§ Fortbildungskosten
§ Kosten für Porto, Telefon und Internet
§ Beratungskosten
§ Reisekosten
§ etc.
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Planungsprämissen


7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen


Der Fremdkapitalbedarf wird in einer integrierten Cash-Flow-Rechnung ermittelt bzw. über 
eine fixierte Finanzierungsstruktur für die getätigten Investitionen bestimmt. Die 
kalkulatorische Finanzierungsstruktur für die Investitionen im Planungszeitraum wurden 
analog den Vorgaben des § 6 GasNEV (40 % Eigenkapital und 60 % Fremdkapital) 
eingeplant.


Der Fremdkapitalzinssatz beträgt 4,5 % p.a. 


Der Zinsertrag basiert auf den Durchschnittswerten der Kassenbestände zu Jahresbeginn und 
Jahresende. Die Kassenbestände werden in einer integrierten Cash-Flow-Rechnung ermittelt 
bzw. wird ein Minimum-Kassenbestand von 150 T€ fixiert. 


Der Guthaben-Zinssatz beträgt 1,0 % p.a.


8. Zinserträge
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Planungsprämissen


9. Netztrennungskosten


Von der Köthen Energie GmbH  wurde ein Netzentflechtungskonzept für Köthen vorgelegt. 
Die von Köthen Energie genannten Netzeinbindungskosten belaufen sich auf 900 T€. 
Dieser Betrag wurde hier als Netzeinbindungskosten angesetzt und unterstellt, dass diese im 
Rahmen der Netzentgelte refinanziert werden.
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Agenda


01 Ausgangssituation


02 Planungsprämissen


03 Wirtschaftlichkeitsanalyse Gas


05 Fazit
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Bewertung von Gasnetzen beim Auslaufen der 
Konzessionsverträge


Kalkulatorischer Restwert, Sachzeitwert und Ertragswert:


„Unter Sachzeitwert wird der auf der Grundlage des Tagesneuwertes (Wiederbeschaffungswertes) unter 
Berücksichtigung seines Alters und Zustandes ermittelte Restwert eines Wirtschaftsgutes im Sinne des 
Bruttorekonstruktionsrestwertes verstanden.“ 
(Busse von Colbe, Walther)


„Bei den Ertragswertverfahren wird der Unternehmenswert durch Diskontierung der in Zukunft aus dem 
Unternehmen erwarteten Erträge ermittelt.“
(Peemöller, Volker H.)


„Der kalkulatorische Restwert ist der nach linearer kalkulatorischer Abschreibung von den Anschaffungs-
und Herstellungskosten über die bisherige Lebensdauer verbleibende Restbetrag.“
(Schäfer, Gert)


Ertragswert


Sachzeitwert


Kalkulatorischer Restwert
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Sachzeitwert


Kalkulatorischer Restwert (Ableitung EK-Verzinsung und kalk. AfA)


Ertragswert


Bewertung von Gasnetzen beim Auslaufen der 
Konzessionsverträge


§ Ist ein rationaler Investor 
bereit zu zahlen


§ Meist vertraglich vereinbart 
(Endschaftsbestimmung in 
Konzessionsvertrag)


§ Darf im Zuge von Netzüber-
nahmen maximal für die 
NNE-Kalkulation angesetzt 
werden1)


Gesetzliche 
Bestimmungen: 
gem. §46 Abs. 2 


EnWG


„wirtschaftlich 
angemessene 


Vergütung“


Gesetzliche 
Bestimmungen: 
gem. §46 Abs. 2 


EnWG


„wirtschaftlich 
angemessene 


Vergütung“
§ Plausibilisierung des 


Ertragswertes


1) BGH-Urteil KVR 35/07 zum Verbot der Abschreibung unter Null, Positionspapier der Regulierungsbehörden des Bundes und der Länder 
zu Einzelfragen der Kostenkalkulation gemäß Stromnetzentgeltverordnung; Bonn, den 7. März 2006 
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
ERMITTELTE WERTANSÄTZE


Ableitung kalkulatorischer Restwert, Sachzeitwert und Ertragswert für das Gasverteilernetz im 
Stadtgebiet Köthen:


Wertansatz Wert Ermittlungsbasis


Tagesneuwert 26,7 Mio. €
•gebietsspezifischen Strukturdaten (Netzlänge, 
Hausanschlüsse, Regelanlagen, inkl. Grundstücke)
unter Zugrundelegung von Einzelpreisen


Sachzeitwert 15,1 Mio. €
•Auf Basis der Tagesneuwerte und der von den 
Altkonzessionären zur Verfügung gestellten 
Altersstruktur (inkl. Grundstücke)


Kalkulatorischer Restwert (AHK) 11,6 Mio. €
•retrograde ermittelt mit Anschaffungs- und 
Herstellungskosten auf Basis des SZW
•basiert auf Vergleichswerten aus ca. 100 
Netzentgeltkalkulationen/ Netzbewertungen durch RuP


Ertragswert 11,9 Mio. €
•§ 7 GasNEV
• kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 
(Gewinnanspruch eines Netzbetreibers)


Angaben jeweils vor Abzug noch aufzulösender Baukostenzuschüsse i.H.v. 665 T€. 
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Planungsparameter Ertragswertszenario


§ Datum der Netzübernahme: 1.1.2013


§ Betrachtungszeitraum: 2013 bis 2018 ff.


§ Abschreibungsbasis: Ertragswert i.H.v. 11,9 Mio. € als Kaufpreis


§ Berücksichtigung von Netztrennungskosten i.H.v. 0,9 Mio. €


§ Eigenkapital: 4,8 Mio. € (bil. EK-Quote 40%), Fremdkapital: 7,3 Mio. € (bil. FK-Quote 60%), BKZ: 665 T€


§ Keine Berücksichtigung von Synergiepotentialen


§ Berücksichtigung von jährlichen Ersatzinvestitionen i.H.v. 1,0 % des Tagesneuwertes im 
Detailplanungszeitraum und i.H.v. 2,17 % des Tagesneuwertes in der ewigen Rente


§ Umsetzung Regulierungsperioden:


§ 2. Regulierungsperiode: kostenbasierte Netzerlöse auf Basis der geplanten Netzkosten


§ 3. Regulierungsperiode: kostenbasierte Netzerlöse auf Basis der geplanten Netzkosten im 
Fotojahr 2015
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


3. Regp.
2013 2014 2015 2016 2017 2018ff


T€ T€ T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 3.354 3.330 3.306 3.282 3.258 3.325
Auflösung Ertragszuschüsse 44 44 44 44 44 27
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0
Erträge 3.398 3.374 3.351 3.327 3.302 3.352
Materialaufwand 154 154 154 154 154 154
Technische Betriebsführung 994 974 955 936 917 917
Kaufmännische Betriebsführung 803 787 772 756 741 741
Abschreibungen 422 428 434 440 447 522
sonstige betriebliche Aufwendungen 368 264 260 256 252 248
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 2.742 2.608 2.574 2.542 2.511 2.583
Betriebsergebnis 657 767 776 784 792 769
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 342 346 341 336 331 332
Zinserträge 1 2 2 2 2 2
EBT 315 422 436 450 462 439
Steuern vom Einkommen und Ertrag 102 134 138 141 145 138
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 214 288 299 308 317 301


2. Regulierungsperiode
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Plan-Bilanz (Unternehmenssicht) 2013 2014 2015 2016 2017 2018 ff
T€ T€ T€ T€ T€ T€


Aktiva
A. Anlageverm ögen 12.614 12.459 12.304 12.148 11.992 11.992


I. Im m aterie lles  Verm ögen 0 0 0 0 0 0
II. Sachanlagen 12.614 12.459 12.304 12.148 11.992 11.992
III. Finanzanlageverm ögen 0 0 0 0 0 0


B. Um laufverm ögen 429 428 426 424 422 427
I. Vorräte 0 0 0 0 0 0
II. Fo rderungen  u . s ons tige Verm ögens gegens tände 279 278 276 274 272 277
III. Kas s e, Gu thaben be i Kred itins titu ten 150 150 150 150 150 150


C. Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 0 0 0 0
Sum m e  Aktiva 13.043 12.887 12.730 12.572 12.413 12.419


2013 2014 2015 2016 2017 2018 ff
T€ T€ T€ T€ T€ T€


Pa ssiva
A. Eigenkapital 4.841 4.841 4.841 4.841 4.841 4.841


I. Gezeichnetes  Kapita l 4 .841 4.841 4.841 4.841 4.841 4.841
II. Gew inn-/Verlus tvortrag 0 0 0 0 0 0
III. Jahres übers chus s /-feh lbe trag 214 288 299 308 317 301
IV. Aus s chüttung -214 -288 -299 -308 -317 -301
Ausschüttungsquote 100% 100% 100% 100% 100% 100%


B. Ertragszuschüsse 621 577 532 488 444 308
I. BKZ Gas 621 577 532 488 444 308


C. Verbindlichke iten 7.581 7.469 7.357 7.243 7.129 7.270
I. Verb ind lichke iten  ggü. Kreditin s titu ten  lang fr. 6 .898 6.535 6.172 5.809 5.446 5.083
II. Ve rb ind lichkeiten ggü. Kreditins titu ten kurzfr. 676 927 1.177 1.427 1.676 2.180
III. Verb ind lichkeiten aus  L.& L. 8 8 8 8 8 8


D. Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 0 0 0 0
Sum m e  Pa ssiva 13.043 12.887 12.730 12.572 12.413 12.419
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Rentabilitätsanalyse - Kapitalkostenanalyse bei einer GasNEV-induzierten 
Finanzierungsstruktur


In der analysierten Finanzierungs-
struktur werden die Kapitalkosten 
(WACC) in dem Jahr 2013 nicht
verdient. In den Jahren 2013 bis 
2018 stellt sich der Netzbetrieb über 
den gesamten Zeitraum positiv dar.


ROCE: Return on Capital Employed


WACC: Weighted Average Cost of Capital 


Vergleich: 


Marktwert des Eigenkapitals mit dem eingesetzten Eigenkapital:


4,9 Mio. € (Marktwert des Eigenkapital) vs. 4,8 Mio. € (Höhe Eigenkapital) 


2,5%


5,0%


7,5%


10,0%


2013 2014 2015 2016 2017 2018 f f


ROCE
WACC
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Rentabilitätsanalyse - Sensitivitätsanalyse der Kapitalstruktur


(WACC, ROCE: Ø-Werte 2013 – 2018 ff.)


Die Sensitivitätsanalyse der Kapitalstruktur zeigt für den Gasnetzbetrieb im Basisszenario, 
dass die Kapitalstruktur optimal gewählt werden muss. Nur so kann gewährleistet werden, 
dass der Marktwert des Eigenkapitals über dem eingesetzten Eigenkapital liegt..


EK-Quote
Kennzahl


eingesetztes EK 2.420 3.025 3.631 4.236 4.841 5.446 6.051
Marktwert EK 2.365 2.987 3.610 4.232 4.854 5.476 5.864
WACC 5,07% 5,27% 5,47% 5,66% 5,86% 6,06% 6,26%
ROCE 5,25% 5,44% 5,64% 5,83% 6,02% 6,22% 6,25%


45% 50%20% 25% 30% 35% 40%
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“ERTRAGSWERTSZENARIO“ (BASISSZENARIO)


Entwicklung der Netzentgelte


Die durchschnittlichen Netzentgelte bleiben über den gesamten Betrachtungszeitraum 
weitgehend konstant. Dies ist sowohl aus Kundenperspektive als auch aus 
Regulierungsperspektive positiv zu beurteilen.
Die Summe der Netzentgelte in Köthen liegt:
• vor der Netzübernahme bei ca. 3,4 Mio. €, 
• nach einer Netzübernahme bei ca. 3,3 Mio. €. 


0,0 Ct/kWh


0,2 Ct/kWh


0,4 Ct/kWh


0,6 Ct/kWh


0,8 Ct/kWh


1,0 Ct/kWh


1,2 Ct/kWh


1,4 Ct/kWh


1,6 Ct/kWh


1,8 Ct/kWh


2013 2014 2015 2016 2017 2018f f


durchschnittliches 
Netzentgelt


Durchschnitt 
KöthenEnergie
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“SACHZEITWERTSZENARIO“


Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


3. Regp.
2013 2014 2015 2016 2017 2018ff


T€ T€ T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 3.282 3.259 3.235 3.212 3.188 3.264
Auflösung Ertragszuschüsse 44 44 44 44 44 27
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0
Erträge 3.326 3.303 3.280 3.256 3.233 3.291
Materialaufwand 154 154 154 154 154 154
Technische Betriebsführung 994 974 955 936 917 917
Kaufmännische Betriebsführung 803 787 772 756 741 741
Abschreibungen 531 537 543 549 556 522
sonstige betriebliche Aufwendungen 368 264 260 256 252 248
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 2.851 2.717 2.684 2.651 2.620 2.583
Betriebsergebnis 476 586 596 605 612 708
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 430 429 420 410 399 398
Zinserträge 1 2 2 2 2 2
EBT 46 158 178 197 214 312
Steuern vom Einkommen und Ertrag 25 58 64 69 74 103
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 21 100 114 128 141 209


2. Regulierungsperiode
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
“SACHZEITWERTSZENARIO“


Rentabilitätsanalyse - Kapitalkostenanalyse bei einer GasNEV-induzierten 
Finanzierungsstruktur


In der analysierten Finanzierungs-
struktur werden die Kapitalkosten 
(WACC) in den Jahren 2013 bis 
2018 ff. nicht verdient. Im Rahmen 
der Stand-Alone-Betrachtung stellt 
sich der Netzbetrieb im 
Betrachtungszeitraum negativ dar.


ROCE: Return on Capital Employed


WACC: Weighted Average Cost of Capital 


Vergleich: 


Marktwert des Eigenkapitals mit dem eingesetzten Eigenkapital:


3,0 Mio. € (Marktwert des Eigenkapital) vs. 6,0 Mio. € (Höhe Eigenkapital) 


2,5%


5,0%


7,5%


10,0%


2013 2014 2015 2016 2017 2018 f f


ROCE
WACC
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Agenda
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Fazit Wirtschaftlichkeitsanalyse


Zusammenfassend sehen wir bei der dargestellten Wirtschaftlichkeitsanalyse insbesondere folgende 
Unsicherheiten:


§ Kaufpreis (Ertragswert, kalkulatorischer Restwert oder Sachzeitwert) à über die einzelnen Szenarien 
analysiert und unter den getroffenen Planungsprämissen bei kostenbasierter Ermittlung der 
übergehenden Erlösobergrenze im Ertragswertszenario und im kalk. Restwertszenario wirtschaftlich 
darstellbar.


§ Übertragung der Erlösanteile gem. § 26 Abs. 2 ARegV à für die zweite Regulierungsperiode wurde 
eine kostenbasierte Übertragung gewählt. Die übergehende Erlösobergrenze ist in jedem Fall noch 
mit Köthen Energie und MITGAS zu verhandeln.


§ Netzentflechtungà Ein detailliertes Netzentflechtungskonzept mit der Zielvorgabe der Minimierung 
der Investitionskosten und des laufenden Aufwandes muss noch erarbeitet werden.


§ Verzögerungen beim Eigentumsübergang à Aufgrund unterschiedlicher Kaufpreisvorstellungen 
kann es zu zeitlichen Verzögerungen beim Eigentumsübergang kommen, ggf. erst nach juristischer 
Klärung.


§ Effizienzsteigerung  im Netzbetrieb à Die Effizienzvorgaben der  Regulierungsbehörden müssen 
durch Effizienzsteigerungen im operativen Betrieb erfüllt werden.
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Fazit Wirtschaftlichkeitsanalyse


Unter den von uns getroffenen Planungsprämissen führt die Wirtschaftlichkeitsanalyse der Gasnetze in 
Köthen insgesamt zu einem positiven Ergebnis. 


Ein Kauf der Netze zum kalkulatorischen Restwert und zum Ertragswert ergibt eine für Netzbetreiber 
übliche Verzinsung und ist grundsätzlich wirtschaftlich darstellbar. Ein Kauf zum Sachzeitwert führt zu 
keiner marktüblichen Verzinsung des eingesetzten Kapitals.


Wesentliche Unsicherheiten sind der tatsächlich zu zahlende Kaufpreis und die anfänglich zu 
übertragenden Netzerlöse für die Netzgebiete.


Aufgrund der geringen Größe des MITGAS-Gasnetzes in Köthen sollte auf Basis von wirtschaftlichen 
Kriterien entschieden werden, ob auch dieses Netz mit übernommen wird.


Im Rahmen der Übernahme der Gasnetze ist der Aufbau einer guten Verhandlungsposition wichtig. 


Wir empfehlen daher, die Gasnetzübernahme bevorzugt mit einem Kooperationspartner weiter zu 
verfolgen.
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Ausgangssituation


Die Stadt Köthen hat beschlossen, die Übernahme des Stromverteilernetzes von 
der envia Mitteldeutsche Energie AG (im Folgenden: enviaM) zu prüfen.


Die Stromkonzessionsverträge mit enviaM enden in den Ortschaften Arensdorf und Dohndorf am 
30. September 2011 und in den Ortschaften Baasdorf, Löbnitz a.d. Linde, Merzien, Wülknitz und 
Köthen am 30. November 2011. Vor diesem Hintergrund wurde Rödl & Partner von der Stadt Köthen 
beauftragt, die betriebswirtschaftlichen Auswirkungen einer Stromnetzübernahme zu analysieren 
und eine fundierte Entscheidungsgrundlage “Pro oder Contra Netzübernahme“ für den Rat der Stadt 
Köthen zu erstellen. 


Für diese Untersuchung wurde vereinfachend eine Übernahme des Stromverteilernetzes 
zum 01.01.2012 angenommen. 


Nachfolgend stellen wir die Rahmenbedingungen, Planungsprämissen und Ergebnisse der 
Wirtschaftlichkeitsanalyse des Stromnetzes in Köthen dar.


Wir weisen daraufhin, dass dieses Gutachten ausschließlich für den Auftraggeber bestimmt 
ist. Rechte Dritter sind daraus nicht ableitbar.
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Für die Wirtschaftlichkeitsanalyse des Stromnetzes in Köthen wurden uns folgende 
Unterlagen zur Verfügung gestellt:


Daten für die Stromnetzanalyse:
§ Mengengerüst für das Ortsnetz in der Stadt Köthen (Leitungslängen,


Anzahl Stationen, Anzahl Hausanschlüsse)


§ Altersstruktur der technischen Anlagen (Leitungen, Ortsnetzstationen, etc.)


§ Abnahmemengen des Jahres 2009


§ Mengendaten für die dezentralen Einspeiser


§ Angabe zur Höhe der noch nicht aufgelösten Baukostenzuschüsse


§ Aktuelles Preisblatt der enviaM


Es wurde nicht zur Verfügung gestellt:


§ Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten bzw. kalkulatorische Restwerte


Planungsprämissen


Daten der 
enviaM
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Planungsprämissen


Zur Verdeutlichung der im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsanalyse gewählten Zeitschiene und zur 
Hervorhebung bestimmter, für die Untersuchung relevanter Zeitpunkte stellen wir vorab den 
zeitlichen Ablauf der ersten zwei Perioden der Anreizregulierung anhand eines Zeitstrahls dar.  


2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017


31.12.
2018


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 
1. Regulierungsperiode auf Basis der letzten 


Kostenprüfung (Kostenbasis 2006) und des im 1. 
Effizienzvergleich festgestellten Effizienzwertes


Beginn 
Anreizregulierung 


01.01.2009


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 
2. Regulierungsperiode auf Basis der Kostenprüfung 


im Jahr 2012 (Kostenbasis 2011) und des im 2. 
Effizienzvergleich festgestellten Effizienzwertes


1. Regulierungsperiode 2. Regulierungsperiode


31.12.
2008


Netzkauf
01.01.2012


Ermittlung der Erlösobergrenze für die 1. Reg.per. (2012 - 2013) auf 
Basis der geplanten Netzkosten, Fortschreibung dieser Werte zur 
Erlösbestimmung in der 2. Reg.per. und Ermittlung der Erlösober-
grenze im Jahr der ewigen Rente (2019) auf Basis der geplanten 
Netzkosten im Fotojahr 2016.


G
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Kein „eigenständiger“ 
Netzbetrieb!


2018
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1. Reg.-Periode: kostenbasierte 
Erlösbestimmung, Eff.-wert 100,0 %
2. Reg.-Periode: Fortschreibung des
Wertes aus 2013, Eff.-wert 92,2 %
3. Reg.-Periode: kostenbasierte Erlös-
bestimmung auf Basis Fotojahr 2016
Kaufpreis des Netzes: Ertragswert
Zeitpunkt des Netzkaufs: 01.01.2012


Wirtschaftlichkeitsanalyse
Szenario „Ertragswert “


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“


Analyseschritt: Kennzeichen:


1. Reg.-Periode: kostenbasierte 
Erlösbestimmung, Eff.-wert 100,0 %
2. Reg.-Periode: Fortschreibung des 
Wertes aus 2013, Eff.-wert 92,2 %
3. Reg.-Periode: kostenbasierte Erlös-
bestimmung auf Basis Fotojahr 2016
Kaufpreis des Netzes: kalk. Restwert
Zeitpunkt des Netzkaufs: 01.01.2012


Informationsziel:


Informationen zur Erlös- / 
Kostenstruktur und Rentabilität  
des analysierten Netzgebietes, 
unter Berücksichtigung des 
kalk. Restwerts als Kaufpreis, der 
Finanzierungskosten und von 
Synergieeffekten.


1.


2.


Wirtschaftlichkeitsanalyse
Szenario „Sachzeitwert“


1. Reg.-Periode: kostenbasierte 
Erlösbestimmung, Eff.-wert 100,0 %
2. Reg.-Periode: Fortschreibung des
Wertes aus 2013, Eff.-wert 92,2 %
3. Reg.-Periode: kostenbasierte Erlös-
bestimmung auf Basis Fotojahr 2016
Kaufpreis des Netzes: Sachzeitwert
Zeitpunkt des Netzkaufs: 01.01.2012


Informationen zur Erlös- / 
Kostenstruktur und Rentabilität  
des analysierten Netzgebietes, 
unter Berücksichtigung des 
Sachzeitwertes als Kaufpreis, der 
Finanzierungskosten und von 
Synergieeffekten.


3.


Informationen zur Erlös- / 
Kostenstruktur und Rentabilität  
des analysierten Netzgebietes, 
unter Berücksichtigung des 
Ertragswertes als Kaufpreis, der 
Finanzierungskosten und von 
Synergieeffekten.


Planungsprämissen
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„überlassen“


Anspruch auf Eigentumsübertragung oder 
Verpachtung der Versorgungsanlagen?


Eigentumsübertragung der Anlagen (Kauf)


Kritische Punkte: Auffassung R&P - Planungsprämissen


„wirtschaftlich angemessene Vergütung“


Angemessener Kaufpreis: Sachzeitwert (SZW)
oder Ertragswert?


Angemessener Kaufpreis ist der Ertragswert bzw.
der kalkulatorische Restbuchwert. 
Entsprechend Kaufering-Urteil ist der SZW in der
Endschaftsklausel des KV unwirksam, wenn der 
SZW den Ertragswert erheblich übersteigt.


Netztrennungskosten?


Ist im Konzessionsvertrag nichts anderes 
geregelt, so sind – nach unserer Auffassung –
die Entflechtungskosten vom abgebenden Netz-
betreiber und die Einbindungskosten vom 
übernehmenden Netzbetreiber zu tragen.


Übertragung der Erlösobergrenze (mengen- /
entgeltbasiert oder kostenorientiert)?


Kostenbasierte Übertragung der Erlösobergrenze
für relevanten Betrachtungseitraum gemäß Leit-
faden der Regulierungsbehörden zur Neufest-
legung der Erlösobergrenzen.


Kritische Erfolgsfaktoren bei Netzübernahmen und Auffassung Rödl & Partner: 


Planungsprämissen
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1. Netzstrukturdaten (1 von 2)


Planungsprämissen


Kundengruppe Anzahl Kunden / 
Arbeit


Nicht leistungsgemessene 
Kunden ca. 18.000


Arbeit (MWh) 50.219 MWh


Speicherheizung ca. 535


Arbeit (MWh) 5.580 MWh


Leistungsgemessene 
Kunden ca. 127


Arbeit (MWh) 45.622 MWh


Arbeit gesamt (MWh) 101.421 MWh
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Planungsprämissen


1. Netzstrukturdaten (2 von 2)


Strukturparameter Mengen


Einwohnerzahl 28.576 (Stand 2009)


MSP-Leitung gesamt 135 km


davon: MSP-Kabel 103 km


davon MSP-Freileitung 32 km


NSP-Leitung gesamt 292 km


davon: NSP-Kabel 245 km


davon NSP-Freileitung 47 km


Trafostationen 119 Stk.


Kabelverteiler 204 Stk.


Kabelnetzanschlüsse 5.420 Stk.


Freileitungsnetzanschlüsse 847 Stk.


Zähler/ Messeinrichtungen 21.327 Stk.
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Vergleich - Netzstrukturdaten und Kennzahlen


§ Netzstrukturdaten


§ Kennzahlen


Netzgebiete Leitungslänge 
gesamt (km)


Länge
Freileitungen (km) Menge (MWh)


Entnahme-
stellen 
(Anz.)


Abnahme-
leistung


(MW)


Einwohner-
zahl


geografische 
Fläche (km²)


enviaM 72.249 28.792 11.402.000 1.799.649 2.501 2.734.957 25.555


Stromnetz 
Köthen 427 79 101.421 18.662 20 28.815 78


Netzgebiete
Freileitungen (km)/ 


Leitungslänge 
gesamt (km)


Menge (MWh)/ 
Leitungslänge 
gesamt (km)


Entnahmestellen
(Anz.) / Leitungs-


länge gesamt (km)


Abnahme-
leistung (MW)/ 
Leitungslänge 
gesamt (km)


Einwohnerzahl/ 
Leitungslänge 
gesamt (km)


Entnahmestellen
(Anz.) / 


geografische 
Fläche (km²)


enviaM 39,9% 158 25 0,03 38 70
Stromnetz 
Köthen 18,6% 238 44 0,05 67 238







11


2. Erlösprognose (1 von 2)


Für die Ermittlung der Netzerlöse wurden folgende Annahmen getroffen:


1. Regulierungsperiode (Betrachtungszeitraum 2012 - 2013):


a) Ableitung der Erlösobergrenze auf Basis der auf das analysierte Netzgebiet entfallenden 
Netzkosten für das Jahr 2012 (Kapitalkosten und operative Kosten).


b) Der Effizienzwert der envia Verteilnetz GmbH beträgt 100 %.


c) Übertragung des auf das Netzgebiet entfallenden Erlösanteils vom bisherigen  
Netzbetreiber auf den neuen Netzbetreiber gem. § 26 Abs. 2 ARegV (kostenbasierte 
Bestimmung des Erlösanteils).


Planungsprämissen
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2. Erlösprognose (2 von 2)


2. Regulierungsperiode (2014 bis 2018):


a) Fortschreibung des Wertes für die Erlösobergrenze aus dem Jahr 2013.


b) Für die Prognose des Erlöspfades wurde ein Effizienzwert i.H.v. 92,2 % (durchschnittlicher 
Effizienzwert der am Effizienzvergleich für die 1. Regulierungsperiode teilnehmenden  
Stromnetzbetreiber) angesetzt. Für die 2. Regulierungsperiode wurde die Teilnahme am 
vereinfachten Verfahren gem. § 24 ARegV unterstellt.


3. Regulierungsperiode (2019 ff.):


a) Ableitung der Erlösobergrenze auf Basis der auf das analysierte Netzgebiet entfallenden 
Netzkosten für das Fotojahr 2016 (Kapitalkosten und operative Kosten).


Planungsprämissen
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Planungsprämissen


3. Materialaufwand (1 von 1)


Kostenart 1., 2. und 3. Regulierungsperiode


Kosten des vorgelagerten 
Netzes


Nach Übernahme des Netzes ist die enviaM vorgelagerter Netzbetreiber. 
Für die vorgelagerten Netzkosten wurden die Entgelte der enviaM unter 
Berücksichtigung der Sonderregelung nach § 14 Abs. 2 Satz 3 StromNEV
angesetzt (Preisblatt enviaM: Stand 01/2010).
Es wurden Vollbenutzungsstunden von 5.200 h unterstellt.


Kosten der Verlustenergie


Die Verlustquote beträgt ca. 3,0 % p.a. Die Kosten der Verlustenergie 
wurden für das Jahr 2012 anhand der Notierung der Phelix-Futures am 
EEX-Terminmarkt prognostiziert. Für die Jahre 2013 bis 2019 ff. wurde eine 
moderate Preissteigerung unterstellt.
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Planungsprämissen


4. Kosten der technischen Betriebsführung (1 von 3)


Für die Prognose der Kosten wurde unterstellt, dass die für den Betrieb der Netze notwendigen 
technischen Leistungen von einem Betriebsführer erbracht werden. Dieser Ansatz impliziert 
zunächst, dass für den Betrieb der Netze kein eigenes Personal vorgehalten wird. Jedoch wurden 
in der Kalkulation der anfallenden technischen Betriebsführungspauschale auch Personalkosten 
berücksichtigt. Letztendlich wurde hier die Perspektive eines externen Dienstleisters gewählt, der 
ein durch die gebietsspezifischen Strukturmerkmale determiniertes Angebot erstellt. 


Die von der Betriebsführung umfassten und entsprechend in der Kalkulation berücksichtigten 
Leistungen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt.
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4. Kosten der technischen Betriebsführung (2 von 3)


Planungsprämissen


Technische Verwaltung Netzsteuerung / - überwachung


§ Netzmanagement und - strategie § Störfallmanagement


Planung § Netzsteuerung / - Optimierung


Projektierung § Systemadministration


Anlagenbau Netzdokumentation


§ Leitungen, Stationen § Einmessung


§ Hausanschlüsse § Erfassung


Betrieb § Auskunft


§ Instandhaltung § Systemadministration


§ Schaltungen Netzwirtschaft


§ Störungsdienst / Bereitschaftsdienst § Vertragsmanagement


§Wartung § Regulierungsmanagement


§ Inspektion § Netzdatenpflege (Stammdaten/ Verbrauchsdaten)


Technischer Vertrieb Zähler / - Geräteverwaltung


§ HA- und BKZ Abrechnung § Zählermanagement


§ Akquise HA- Verlegung § Zählereinbau


§ Vertragsmanagement § Turnuswechsel


§ Installateursbetreuung Ablesung


§ TAB Informationen § Turnus / - Zählerfernauslesung


§ Stellungnahme zum Baugesuch
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Planungsprämissen


4. Kosten der technischen Betriebsführung (3 von 3)


Die Kosten der technischen Betriebsführung umfassen somit:


§ Personalkosten (inkl. Personalnebenkosten) sowie Sachkosten.
§ Zudem wurden anteilig Geschäftsführungstätigkeiten eingeplant.
§ Die technische Betriebsführung wird jährlich um 1,5 % abgeschmolzen 


(Effizienzsteigerungsvorgaben).
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Planungsprämissen


5. Kosten der kaufmännischen Betriebsführung (1 von 3)


Für die Prognose der Kosten wurde unterstellt, dass die für den Betrieb der Netze notwendigen 
kaufmännischen Leistungen von einem Betriebsführer erbracht werden. Dieser Ansatz 
impliziert zunächst, dass für den Betrieb der Netze kein eigenes Personal vorgehalten wird. 
Jedoch wurden in der Kalkulation der anfallenden kaufmännischen Betriebsführungspauschale 
auch Personalkosten berücksichtigt. Letztendlich wurde hier die Perspektive eines externen 
Dienstleisters gewählt, der ein durch die gebietsspezifischen Strukturmerkmale determiniertes 
Angebot erstellt. 


Die von der Betriebsführung umfassten und entsprechend in der Kalkulation berücksichtigten 
Leistungen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt.
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5. Kosten der kaufmännischen Betriebsführung (2 von 3)


Planungsprämissen


Kaufmännische Verwaltung Informationstechnik


Geschäftsbuchhaltung § IT- Service


§ Nebenbuchhaltungen § IT- Systeme


§ Hauptbuchhaltung § Kommunikationstechnik


§ Finanzierung Sonstiges


Controlling § Fuhrpark


§ Kostenrechnung § Facility Management


§ Betriebswirtschaft, Planung § Telefonzentrale, Empfang


Materialwirtschaft Abrechnung


§ Einkauf § Sonderkunden


§ Lagerwesen § Tarifkunden


§ Auftragswesen Debitorenwesen


Personalwesen § Inkasso


§ Personalverwaltung § Beitreibung (Mahnwesen)


§ Personalentwicklung
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Planungsprämissen


5. Kosten der kaufmännischen Betriebsführung (3 von 3)


Die Kosten der kaufmännischen Betriebsführung umfassen somit:


§ Personalkosten (inkl. Personalnebenkosten) sowie Sachkosten (25 % Gemeinkosten-
zuschlag). 


§ Zudem wurden anteilig Geschäftsführungstätigkeiten eingeplant.
§ Die kaufmännische Betriebsführung wird jährlich um 1,5 % abgeschmolzen 


(Effizienzsteigerungsvorgaben).
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Planungsprämissen


6. Sonstige betriebliche Aufwendungen (1 von 1)


Der sonstige betriebliche Aufwand bildet die neben den Betriebsführungskosten anfallenden 
netzbetreibertypischen Aufwendungen ab und umfasst: 


§ Versicherungskosten
§ Forderungsausfälle
§ Jahresabschlussprüfungskosten
§ Fortbildungskosten
§ Kosten für Porto, Telefon und Internet
§ Beratungskosten
§ Reisekosten
§ etc.


Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen werden jährlich mit Ausnahme der
Versicherungskosten und der Forderungsausfälle um 1,5% abgeschmolzen 


(Effizienzsteigerungsvorgaben).
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Planungsprämissen


7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 


Der Fremdkapitalbedarf wird in einer integrierten Cash-Flow-Rechnung ermittelt bzw. über eine 
fixierte Finanzierungsstruktur für die getätigten Investitionen bestimmt. Die Finanzierungsstruktur 
für die Investitionen im Planungszeitraum (auch für den Netzkauf) wurden analog den Vorgaben 
des § 6 StromNEV (40 % Eigenkapital und 60 % Fremdkapital) eingeplant.


Der Fremdkapitalzinssatz beträgt 4,3 % p.a.


8. Zinserträge 


Der Zinsertrag basiert auf den Durchschnittswerten der Kassenbestände zu Jahresbeginn und 
Jahresende. Die Kassenbestände werden in einer integrierten Cash-Flow-Rechnung ermittelt bzw. 
wird ein Minimum-Kassenbestand von 100 T€ fixiert. 


Der Guthaben-Zinssatz beträgt 1,0 % p.a.
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Planungsprämissen


9. Netztrennungskosten 


Hinsichtlich eines Konzeptes für die Netzentflechtung sowie der damit verbundenen Kosten wird 
von der enviaM von einer galvanischen Trennung des Mittel- und des Niederspannungsnetzes, 
der Integration der Stadtteile Dohndorf und Löbnitz an der Linde durch einen Leitungsneubau 
sowie einer Rückstellung von 20 auf 15 kV ausgegangen. Die Kosten der 
Entflechtungsmaßnahmen werden von der enviaM mit 3.649 T€ veranschlagt. In unserer 
Wirtschaftlichkeitsanalyse wird von einer messtechnischen Netztrennung ausgegangen und es 
werden vorerst geschätzte Netztrennungskosten in Höhe von 625 T€ für den Einbau von 
Messeinrichtungen, ggf. die Errichtung von Messstationen und sonstige aktivierungsfähige 
Netztrennungsmaßnahmen (z.B. Ingangsetzungsaufwendungen) angesetzt. Diese Kosten wurden 
als einmalige Investitionskosten im Rahmen der Netztrennung im ersten Jahr der Netzübernahme 
angesetzt.


Für eine vertiefende Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer Stromnetzübernahme bedarf es 
demzufolge noch eines konkreten Konzeptes für die Netztrennung, welches gemeinsam mit der 
enviaM diskutiert werden muss. Dabei sind vor allem die für die Netztrennung erforderlichen 
Maßnahmen, die damit verbundenen Kosten und die Frage der Kostentragung für diese 
Maßnahmen zu klären.
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Bewertung von Stromnetzen bei 
Auslaufen von Konzessionsverträgen 


Kalkulatorischer Restwert, Sachzeitwert und Ertragswert:


„Unter Sachzeitwert wird der auf der Grundlage des Tagesneuwertes (Wiederbeschaffungswertes) unter 
Berücksichtigung seines Alters und Zustandes ermittelte Restwert eines Wirtschaftsgutes im Sinne des 
Bruttorekonstruktionsrestwertes verstanden.“ 
(Busse von Colbe, Walther)


„Bei den Ertragswertverfahren wird der Unternehmenswert durch Diskontierung der in Zukunft aus dem 
Unternehmen erwarteten Erträge ermittelt.“
(Peemöller, Volker H.)


„Der kalkulatorische Restwert ist der nach linearer kalkulatorischer Abschreibung von den Anschaffungs-
und Herstellungskosten über die bisherige Lebensdauer verbleibende Restbetrag.“
(Schäfer, Gert)


Ertragswert


Sachzeitwert


Kalkulatorischer Restwert
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Bewertung von Stromnetzen bei 
Auslaufen von Konzessionsverträgen 


Kalkulatorischer Restwert, Sachzeitwert und Ertragswert:


1) BGH-Entscheidung; Positionspapier der Regulierungsbehörden des Bundes und der Länder zu Einzelfragen der Kostenkalkulation 
gemäß Stromnetzentgeltverordnung; Bonn, den 7. März 2006 


Meist vertraglich vereinbart 
(Endschaftsbestimmung in 
Konzessionsvertrag)


Ist ein rationaler Investor 
bereit zu zahlen


wirtschaftlich angemessene Vergütung gem. § 46 Abs. 2 EnWG


Bewertung / 
Kaufpreis-
findung


Gesetzliche 
Bestimmungen 
(EnWG)


Sachzeitwert Ertragswert
Kalkulatorischer 


Restwert 
(Ableitung EK-Verzinsung


& kalk. AfA)
Darf  im Zuge von 


Netzübernahmen maximal 
für die NNE-Kalkulation 
angesetzt werden1) à
Plausibilisierung des 


Ertragswertes
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Bewertung von Stromnetzen bei 
Auslaufen von Konzessionsverträgen 


1. Tagesneuwert
Anhand der gebietsspezifischen Strukturdaten (Netzlänge, Hausanschlüsse, Trafostationen) 
sowie unter Zugrundelegung von Einzelpreisen wurde von uns ein Tagesneuwert i.H.v. ca. 
32,7 Mio. € abgeschätzt (inkl. Stationsgrundstücke).


2. Sachzeitwert
Auf Basis der Tagesneuwerte und der von der enviaM zur Verfügung gestellten Altersstruktur 
der Anlagen haben wir einen Sachzeitwert i.H.v. ca. 12,8 Mio. € (vor Abzug BKZ-
Restbestand i.H.v. 1 Mio. €) ermittelt.


3. Abschätzung kalkulatorischer Restwert:
Anhand des von uns ermittelten Sachzeitwertes wurde der kalkulatorische Restwert auf Basis 
der Anschaffungs- und Herstellungskosten retrograd ermittelt. Hierbei wurde ein Verhältnis 
Sachzeitwert zu kalkulatorischen Restwert i.H.v. 1,25 unterstellt. Dieser Wert basiert auf 
Vergleichswerten aus ca. 100 Netzentgeltkalkulationen und Netzbewertungen, die Rödl & 
Partner betreut hat.


4. Abschätzung Ertragswert
Auf Basis der Vorgaben des § 7 StromNEV wurde die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 
(entspricht Gewinnanspruch eines Netzbetreibers) ermittelt und der Ertragswert für das 
Konzessionsgebiet abgeleitet.
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Bewertung von Stromnetzen bei 
Auslaufen von Konzessionsverträgen 


Ableitung kalkulatorischer Restwert, Sachzeit- und Ertragswert für das 
Stromversorgungsnetz im Stadtgebiet Köthen:


Die Anlagenwerte sind jeweils Angaben vor Abzug des BKZ-Restbestandes i.H.v. ca. 1 Mio. €.


Wertansatz Wert


Tagesneuwert ca. 32,7 Mio. €


Sachzeitwert ca. 12,8 Mio. €


Kalkulatorischer Restwert AHK ca. 10,3 Mio. €


Kalkulatorischer Restwert AHK/TNW ca. 11,3 Mio. €


Ertragswert ca. 12 Mio. €
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Im Rahmen dieser Analyse wurden folgende Szenarien unterstellt:


§ Basisszenario: kalkulatorischer Restwert als Kaufpreis (Netzkauf zum 01.01.2012)


§ Ertragswertszenario: Ertragswert als Kaufpreis (Netzkauf zum 01.01.2012)


§ Sachzeitwertszenario: Sachzeitwert als Kaufpreis (Netzkauf zum 01.01.2012)


Wirtschaftlichkeitsanalyse
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Planungsparameter „Basisszenario“ 


§ Datum der Netzübernahme: 01.01.2012; Betrachtungszeitraum: 2012 bis 2019 ff.


§ Kaufpreis: kalkulatorischer Restwert i.H.v. 11,3 Mio. € (gewichtet AHK/TNW)


§ 1. Regulierungsperiode: kostenbasierte Netzerlöse auf Basis der geplanten Netzkosten


§ 2. Regulierungsperiode: Fortschreibung des Wertes aus dem Jahr 2013


§ 3. Regulierungsperiode: kostenbasierte Netzerlöse auf Basis der geplanten Netzkosten im 
Fotojahr 2016


§ Berücksichtigung von Netztrennungskosten i.H.v. 0,6 Mio. €


§ Eigenkapital: 4,4 Mio. € (EK-Quote 40%) / Fremdkapital: 6,6 Mio. € (FK-Quote 60%)


§ Keine Berücksichtigung von Synergiepotentialen


§ Ingangsetzungsaufwendungen für Datenmigration etc.: Aufwand i.H.v. 70 T€ verteilt auf die 
Jahre 2012 (50 T€) und 2013 (20 T€)


§ Berücksichtigung von jährlichen Ersatzinvestitionen i.H.v. 1,50 % des Tagesneuwertes im 
Planungszeitraum und 2,2 % des TNW in der ewigen Rente


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“ 
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Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“


Kaufpreis auf Basis kalk. Restwert AHK/TNW: 11,3 Mio. €


1. Regp. 2. Regulierungsperiode 3. Regp.
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Umsatzerlöse 4.978 5.006 4.978 4.950 4.922 4.893 4.865 4.918
Auflösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.044 5.072 5.044 5.016 4.988 4.959 4.931 4.958
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.306 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 899 885 872 859 846 833 821 739
Kaufmännische Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibungen 609 629 649 670 692 713 735 764
sonstige betriebliche Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.260 4.235 4.220 4.226 4.233 4.241 4.249 4.195
Betriebsergebnis 784 838 824 790 755 719 682 763
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 296 303 300 296 292 288 283 292
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 488 536 525 495 463 432 400 472
Steuern vom Einkommen und Ertrag 152 166 163 153 144 135 125 147
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 337 370 363 341 319 297 275 326







30


Plan-Bilanzen


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Aktiva
A. Anlagevermögen 11.795 11.666 11.527 11.377 11.216 11.044 10.861 10.861


I. Immaterielles Vermögen 0 0 0 0 0 0 0 0
II. Sachanlagen 11.795 11.666 11.527 11.377 11.216 11.044 10.861 10.861
III. Finanzanlagevermögen 0 0 0 0 0 0 0 0


B. Umlaufvermögen 515 517 515 512 510 508 505 510
I. Vorräte 0 0 0 0 0 0 0 0
II. Forderungen u. sonstige 
Vermögensgegenstände 415 417 415 412 410 408 405 410
III. Kasse, Guthaben bei Kreditinstituten 100 100 100 100 100 100 100 100


C. Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe Aktiva 12.310 12.184 12.042 11.890 11.726 11.552 11.367 11.371


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€


Passiva
A. Eigenkapital 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370


I. Gezeichnetes Kapital 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370 4.370
II. Gewinn-/Verlustvortrag 0 0 0 0 0 0 0 0
III. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 337 370 363 341 319 297 275 326
IV. Ausschüttung -337 -370 -363 -341 -319 -297 -275 -326
Ausschüttungsquote 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%


B. Ertragszuschüsse 923 857 791 725 659 593 527 0
I. BKZ Strom 923 857 791 725 659 593 527 0


C. Verbindlichkeiten 7.017 6.957 6.881 6.794 6.697 6.589 6.469 7.001
I. Verbindlichkeiten ggü. Kreditinstituten langfr. 6.228 5.900 5.572 5.244 4.916 4.589 4.261 3.933
II. Verbindlichkeiten ggü. Kreditinstituten kurzfr. 675 942 1.194 1.435 1.666 1.885 2.093 2.952
III. Verbindlichkeiten aus L.& L. 114 114 115 115 115 115 115 115


D. Rechnungsabgrenzungsposten 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe Passiva 12.310 12.184 12.042 11.890 11.726 11.552 11.367 11.371
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Rentabilitätsbetrachtung:


§ ROCE (Return on Capital Employed): Betriebsergebnis / eingesetztes (zinstragendes) 
Kapital


§ WACC (Weighted Average Cost of Capital): durchschnittliche gewogene Kapitalkosten
(anhand der Kapitalstruktur gewichtete Eigen- und Fremdkapitalkosten) 


§ Marktwert des Eigenkapitals: aus dem operativen Netzbetrieb abgeleiteter Ertragswert 
(Kapitalisierung der Jahresüberschüsse) 


§ Eingesetztes Eigenkapital: vom Käufer zur Finanzierung eingesetztes Eigenkapital


Interpretation:


ROCE > WACC: Kapitalkosten werden verdient à Unternehmenswert wird gesteigert 
(Marktwert des Eigenkapitals steigt)


ROCE < WACC: Kapitalkosten werden nicht verdient à Unternehmenswert wird vernichtet 
(Marktwert des Eigenkapitals sinkt)


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“
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Wirtschaftlichkeitsanalyse
„Basisszenario“


Rentabilitätsanalyse - Kapitalkostenanalyse bei einer StromNEV-induzierten 
Finanzierungsstruktur (40 % Eigenkapital, 60 % Fremdkapital)


In der analysierten 
Finanzierungsstruktur werden die 
Kapitalkosten (WACC) im 
gesamten Betrachtungszeitraum 
verdient. Im Rahmen der Stand-
Alone-Betrachtung stellt sich der 
Netzbetrieb also positiv dar.


ROCE: Return on Capital Employed


WACC: Weighted Average Cost of Capital 


Vergleich: 
Der Marktwert des Eigenkapitals übersteigt die Höhe des eingesetzten Eigenkapitals:
5,2 Mio. € (Marktwert des Eigenkapitals) vs. 4,4 Mio. € (Höhe eingesetztes Eigenkapital). 


2,5%


5,0%


7,5%


10,0%


2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.
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Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“


Rentabilitätsanalyse - Sensitivitätsanalyse der Kapitalstruktur


(WACC, ROCE: Ø-Werte 2012 – 2019 ff.)


Die Sensitivitätsanalyse der Kapitalstruktur zeigt für den Stromnetzbetrieb im 
Basisszenario ein positives Ergebnis. Die Kapitalkosten werden erwirtschaftet 
(ROCE > WACC) und der Marktwert des Eigenkapitals liegt über dem Wert des 
eingesetzten Eigenkapitals.


EK-Quote
Kennzahl 20% 25% 30% 35% 40% 45% 50%


eingesetztes EK 2.185 2.731 3.278 3.824 4.370 4.916 5.463


Marktwert EK 2.936 3.492 4.047 4.602 5.157 5.677 5.989


WACC 5,04% 5,27% 5,50% 5,72% 5,95% 6,18% 6,40%


ROCE 6,05% 6,27% 6,50% 6,73% 6,95% 7,15% 7,18%







34


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Basisszenario“


Entwicklung der Netzentgelte


Die durchschnittlichen kostenbasierten Netzentgelte bleiben über den gesamten 
Betrachtungszeitraum nahezu konstant und liegen deutlich unter den bisherigen 
Netzentgelten der enviaM.  Die aktuellen enviaM-Netzentgelte liegen bei ca. 5,9 Mio. €, zukünftig 
würden die Netzentgelte ca. 4,9 – 5,0  Mio. € betragen. Dies ist sowohl aus Kundenperspektive 
als auch aus Regulierungsperspektive positiv zu beurteilen. 
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Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Ertragswertszenario“ Kaufpreis auf Basis Ertragswert: 12 Mio. €


1. Regp. 2. Regulierungsperiode 3. Regp.
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.


T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 4.961 4.989 4.961 4.932 4.904 4.876 4.848 4.906
Auflösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.027 5.055 5.027 4.998 4.970 4.942 4.914 4.947
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.306 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 899 885 872 859 846 833 821 739
Kaufmännische Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibungen 647 667 687 708 729 751 773 764
sonstige betriebliche Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.298 4.272 4.258 4.264 4.271 4.278 4.287 4.195
Betriebsergebnis 729 782 769 735 700 664 627 752
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 316 320 315 310 305 299 292 300
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 414 463 454 425 396 366 336 453
Steuern vom Einkommen und Ertrag 130 145 142 133 124 115 106 141
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 284 318 312 292 271 251 230 311
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Plan-Gewinn- und Verlustrechnungen (Unternehmenssicht)


Wirtschaftlichkeitsanalyse 
„Sachzeitwertszenario“ Kaufpreis auf Basis Sachzeitwert: 12,8 Mio. €


1. Regp. 2. Regulierungsperiode 3. Regp.
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019ff.


T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€ T€
Umsatzerlöse 4.943 4.971 4.942 4.914 4.886 4.858 4.830 4.895
Auflösung Ertragszuschüsse 66 66 66 66 66 66 66 41
aktivierte Eigenleistungen 0 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Erträge 0 0 0 0 0 0 0 0
Erträge 5.009 5.036 5.008 4.980 4.952 4.924 4.896 4.935
Materialaufwand 2.286 2.290 2.294 2.298 2.302 2.306 2.310 2.310
Kosten vorg. Netz 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098 2.098
Kosten Verlustenergie 188 192 195 199 203 207 212 212
Technische Betriebsführung 899 885 872 859 846 833 821 739
Kaufmännische Betriebsführung 265 261 257 253 249 245 242 242
Abschreibungen 686 706 726 747 768 790 812 764
sonstige betriebliche Aufwendungen 201 170 148 146 145 143 142 142
sonstige Steuern 0 0 0 0 0 0 0 0
Aufwendungen 4.337 4.312 4.297 4.303 4.310 4.318 4.326 4.195
Betriebsergebnis 672 725 711 677 642 607 570 740
Zinsen u. ähnliche Aufwendungen 335 338 332 325 318 310 302 309
Zinserträge 1 1 1 1 1 1 1 1
EBT 337 388 381 353 326 298 269 432
Steuern vom Einkommen und Ertrag 108 123 121 113 104 96 87 135
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 229 265 260 241 222 202 183 297
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Fazit


Zusammenfassend sehen wir bei der dargestellten Wirtschaftlichkeitsanalyse insbesondere 
folgende Unsicherheiten:


§ Kaufpreis (Ertragswert, kalkulatorischer Restwert oder Sachzeitwert) à über die einzelnen 
Szenarien analysiert und unter den getroffenen Planungsprämissen bei kostenbasierter 
Ermittlung der übergehenden Erlösobergrenze im Ertragswertszenario und im kalk. 
Restwertszenario wirtschaftlich darstellbar.


§ Netzentflechtungà Ein detailliertes Netzentflechtungskonzept mit der Zielvorgabe der 
Minimierung der Investitionskosten und des laufenden Aufwandes muss noch erarbeitet 
werden.


§ Übertragung der Erlösanteile gem. § 26 Abs. 2 ARegV à für die erste und zweite 
Regulierungsperiode wurde eine kostenbasierte Übertragung gewählt. Die übergehende 
Erlösobergrenze ist in jedem Fall noch mit enviaM zu verhandeln.


§ Verzögerungen beim Eigentumsübergang à Aufgrund unterschiedlicher Kaufpreis-
vorstellungen kann es zu zeitlichen Verzögerungen beim Eigentumsübergang kommen, ggf. 
erst nach juristischer Klärung.
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Fazit


Unter den von uns getroffenen Planungsprämissen führt die Wirtschaftlichkeitsanalyse des 
Stromverteilernetzes in Stadt Köthen zu einem positiven Ergebnis. 


Ein Kauf der Netze auf Basis des kalkulatorischen Restwertes und des Ertragswertes auf Basis 
der regulatorischen Eigenkapitalverzinsung ist unter den getroffenen Planungsprämissen positiv zu 
bewerten und grundsätzlich wirtschaftlich darstellbar. Ein Kauf zum Sachzeitwert führt zu keiner 
adäquaten Verzinsung des eingesetzten Kapitals.


Die verbleibenden Unsicherheiten sind aus unserer Sicht vergleichbar mit denen von anderen 
Netzübernahmeprojekten und sollten sich im Laufe des weiteren Verfahrens weiter eingrenzen 
lassen.


Angesichts der vielversprechenden Ausgangssituation für Partner einer Netzübernahme sollten 
die Gespräche und Verhandlungen fortgeführt werden. Ziel ist es dabei, die Risiken auf Seiten der 
Stadt zu minimieren und den Eigenkapitaleinsatz der Stadt zu reduzieren. 


Wir empfehlen daher, die Netzübernahme weiter zu verfolgen und das Auswahlverfahren für 
einen Partner fortzusetzen.
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Anlage 3 


 


Im Folgenden werden einige Begriffe zum besseren Verständnis auch der Wirtschaftlich-


keitsanalysen erläutert. 
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A. Konzession, Konzessionsabgabe, Netzentgelt 


 


Die (Strom-/Gas-)Konzession ist der Sache nach nichts anderes als die Erlaubnis, öffentliche 


Verkehrswege zur Verlegung von Leitungen und Zubehör benutzen zu dürfen. Dementspre-


chend sieht § 46 Abs. 1 Satz 1 EnWG vor: 


 


„Gemeinden haben ihre öffentlichen Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Lei-


tungen, einschließlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör, zur unmittelbaren 


Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet diskriminierungsfrei durch Vertrag zur 


Verfügung zu stellen.“ 


 


Im Gegenzug hat das konzessionierte Energieunternehmen ein Entgelt, die sogenannte 


Konzessionsabgabe, an die Gemeinde zu zahlen. Deren Höchstbetrag ist gesetzlich in der 


Konzessionsabgabenverordnung geregelt. Die Gemeinden können den Abschluss von Kon-


zessionsverträgen ablehnen, solange das Energieunternehmen die Zahlung von Konzessi-


onsabgaben in Höhe der Höchstsätze verweigert und eine Einigung über die Höhe der Kon-


zessionsabgaben noch nicht erzielt ist (§ 46 Abs. 1 Satz 2 EnWG). 
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Das konzessionierte Energieunternehmen seinerseits legt die Kosten für das Stromnetz und 


damit auch die Kosten aus der Konzessionsabgabe auf die das Netz nutzenden Strom- bzw. 


Gaslieferanten um und erhebt für die Durchleitung ein Netzentgelt. 


 


Das Netzentgelt kann allerdings vom Netzbetreiber nicht völlig frei bestimmt werden. Viel-


mehr unterliegen die Netzentgelte der Regulierung durch die Regulierungsbehörden, die auf 


Grundlage der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) für jeden Netzbetreiber und jedes 


Kalenderjahr Erlösobergrenzen festlegt. Zusätzlich wird die Erlösobergrenze jedes Netzbe-


treibers jährlich um einen von der Regulierungsbehörde festgelegten Prozentsatz unter Be-


rücksichtigung der Verbraucherpreisentwicklung, des Produktivitätsfortschritts und ggf. weite-


rer Faktoren abgesenkt. Auf der Grundlage der Erlösobergrenze wird dann nach den Regeln 


der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV) das 


Netzentgelt für die Nutzung des Stromnetzes ermittelt und wenn erforderlich jährlich ange-


passt. 


 


B. Das Pachtmodell 


 


Um die Risiken und den Eigenkapitaleinsatz der Stadt Köthen zu minimieren, kann die Über-


nahme der Netze nur in Kooperation mit einem Energieunternehmen in einer gemeinsamen 


Gesellschaft („Stadtwerke Köthen“) umgesetzt werden. Dabei kann das sogenannte Pacht-


modell zur Anwendung kommen. Bei dem Pachtmodell wird zunächst eine gemeinsame 


Netzgesellschaft (z. B. GmbH) 


ins Leben gerufen. Zu diesem 


Zweck wird entweder eine 


neue Gesellschaft gegründet 


oder die Stadt Köthen beteiligt 


sich an einer bereits beste-


henden Gesellschaft des Ko-


operationspartners. Die Netz-


gesellschaft erwirbt sodann 


das Eigentum an dem Netz. 


Diese Netzgesellschaft wäre 


zunächst eine reine Eigen-


tumsgesellschaft, denn ihr Zweck erschöpfte sich (vorerst) im Eigentum an dem Netz. Die 


Gesellschaft hat bei diesem Modell nicht den Zweck, die Netze selbst zu betreiben. Vielmehr 


werden die Netze an den Kooperationspartner verpachtet (deshalb Pachtmodell). Es ist dann 


Sache des Kooperationspartners, die Netze zu betreiben. Die Netzentgelte werden dann 
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vom Kooperationspartner vereinnahmt; er zahlt jedoch eine vereinbarte Pacht an die Netz-


gesellschaft („Stadtwerke GmbH“). 


 


Dieses Modell bietet eine Reihe Vorteile: Der wichtigste Vorteil besteht darin, dass die regu-


latorischen Risiken weitgehend auf den Pächter verlagert werden können. Denn im Pacht-


model sind die Auseinandersetzung mit der Regulierungsbehörde und die Einhaltung der 


Effizienzvorgaben grundsätzlich Sache des Pächters. Auch der personelle Aufwand für eine 


solche reine Netzgesellschaft wäre äußerst gering, jedenfalls solange keine weitergehenden 


Aktivitäten (z. B. Energievertrieb) über die bloße Verpachtung hinaus entwickelt werden. 


 


Auch der Aufbau weiterer Aktivitäten (z. B. Energievertrieb) ist in Kombination mit dem 


Pachtmodell nicht ausgeschlossen. Insoweit kann sich aber das Fehlen von Personal und 


Know-how in einer reinen Eigentumsgesellschaft nachteilig auswirken. Durch die Verpach-


tung des Netzes an den Kooperationspartner gibt die Gesellschaft den Betrieb des Netzes 


weitgehend aus der Hand, so dass insoweit auch der kommunale Einfluss beschränkt ist; die 


Ausgestaltung des Pachtvertrages spielt insoweit eine wichtige Rolle. Schließlich kann die 


Verlagerung wesentlicher Risiken auf den Pächter bedeuten, dass der Pächter die über-


nommenen Risiken bei der Kalkulation des Pachtzinses einpreist. 


 


C. Das Betriebsführungsmodell 


 


Um die Risiken und den Eigenkapitaleinsatz der Stadt Köthen zu minimieren, kann die Über-


nahme der Netze nur in Kooperation mit einem Energieunternehmen in einer gemeinsamen 


Gesellschaft („Stadtwerke Köthen“) umgesetzt werden. Dabei kommt auch das sogenannte 


Betriebsführungsmodell in Be-


tracht. Auch hier wird zunächst 


eine gemeinsame Gesellschaft 


geschaffen, indem entweder 


eine neue Gesellschaft ge-


gründet wird oder sich die 


Stadt Köthen an einer bereits 


bestehenden Gesellschaft des 


Kooperationspartners beteiligt. 


Die Konzession wird an diese 


Gesellschaft vergeben, wo-


raufhin diese das Eigentum an 


den Netzen erwirbt. Im Unterschied zum Pachtmodell soll das Netz jedoch nicht an einen 


anderen Betreiber verpachtet werden, sondern die Gesellschaft betreibt das Netz selbst. Da 
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es hierfür zunächst sowohl am Personal als auch am Know-how in der Gesellschaft fehlt, 


schließt die Gesellschaft mit dem Kooperationspartner einen Betriebsführungsvertrag (des-


halb Betriebsführungsmodell). Auf der Grundlage dieses Vertrages übernimmt der Koopera-


tionspartner die technische und kaufmännische Gesamtverantwortung für den Netzbetrieb 


und eventuelle weitere Aktivitäten (z. B. Energievertrieb). 


 


Ein Vorteil dieses Modells besteht darin, dass zusätzliche Aktivitäten (z. B. Energievertrieb) 


leichter und von vornherein integriert werden können, indem zum einen ein eigener Perso-


nalstamm und entsprechendes Know-how aufgebaut werden und zum anderen im Rahmen 


der Betriebsführung auch auf Leistungen des Kooperationspartners zurückgegriffen werden 


kann. Ziel könnte es sein, nach einer Übergangszeit vermehrt Aktivitäten im eigenen Hause 


aufzubauen und den Umfang der vom Partner zu erbringenden Betriebsführungsleistungen 


zu reduzieren. Im Falle des Pachtmodells müsste eine entsprechende Kooperation erst pa-


rallel zur Verpachtung des Stromnetzes vereinbart und zu diesem Zweck gegebenenfalls 


förmlich ausgeschrieben werden. 


 


Die Umsetzung dieses Models ist jedoch mit größerem Aufwand verbunden, denn hierfür 


bedarf es eines formalen Vergabeverfahrens. Außerdem verbleiben die regulatorischen Risi-


ken grundsätzlich in der Gesellschaft, denn die Gesellschaft selbst betreibt das Netz und 


muss sich entsprechend mit der Regulierungsbehörde auseinandersetzen. 


 


D. Risiken einer Netzübernahme 


 


Wenn sich die Stadt Köthen zur teilweisen Kommunalisierung des Strom- bzw. Gasnetzes 


entschließt, sind mit der Übernahme des Netzes auch Risiken verbunden. Vorrangig zu nen-


nen sind 


 


 das Kaufpreisrisiko (siehe a), 


 das Entflechtungskostenrisiko (siehe b) und 


 die regulatorischen Risiken (siehe c). 


 


1. Das Kaufpreisrisiko 


 


Konzessionsverträge werden für eine Höchstlaufzeit von 20 Jahren abgeschlossen. Werden 


solche Verträge nach ihrem Ablauf nicht verlängert, so war nach der alten Rechtslage der 


bisher Nutzungsberechtigte verpflichtet, seine für den Betrieb der Netze der allgemeinen 


Versorgung im Gemeindegebiet notwendigen Verteilungsanlagen dem neuen Energiever-


sorgungsunternehmen gegen Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergütung „zu 
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überlassen“ (§ 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG a. F.). Es war bislang im Einzelfall schon höchst um-


stritten, ob mit der Überlassung des Netzes die Übertragung des Eigentums oder auch z. B. 


nur die bloße Verpachtung gemeint ist. Im Falle der Stadt Köthen und ihrer Ortschaften exis-


tiert jedoch in den Konzessionsverträgen aus dem Jahre 1991 eine Regelung, nach der die 


Gemeinden berechtigt sind, das Stromnetz „käuflich zu erwerben“. Es hat mithin ein Eigen-


tumsübergang zu erfolgen. Inzwischen hat der Gesetzgeber im neuen § 46 Abs. 2 Satz 2 


EnWG klargestellt, dass die Anlagen „zu übereignen“ sind. Gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG 


hat die Überlassung des Netzes „gegen Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergü-


tung“ zu geschehen. Wann eine Vergütung angemessen ist, wird durch das Gesetz nicht 


konkretisiert. Deshalb löst die Frage nach dem zu zahlenden Kaufpreis immer wieder Streit 


zwischen dem bisherigen Konzessionsinhaber und dem Neukonzessionär aus. Das Kauf-


preisrisiko ergibt sich also daraus, dass der Netzkaufpreis erst nach der Vergabe der Kon-


zession verhandelt werden muss. Es kann also zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine 


sichere Aussage zum Kaufpreis des Netzes für die Stadt Köthen und die Ortschaften getrof-


fen werden. Als Methode zur Netzbewertung kommen insbesondere in Betracht: 


 der kalkulatorische Restwert, 


 der Sachzeitwert und 


 der Ertragswert. 


 


a) Der kalkulatorische Restwert 


 


Der kalkulatorische Restwert ermittelt sich ausgehend von den zum Zeitpunkt der Errichtung 


der Anlage gezahlten Anschaffungs- und Herstellungskosten. Zusammen mit den für die 


jeweiligen Jahre in der Vergangenheit angewandten kalkulatorischen Nutzungsdauern und 


Verwendung des Jahres der Ersterrichtung der jeweiligen Anlage ergeben sich unter An-


wendung der linearen Abschreibungsmethode die kalkulatorischen Restwerte. Die enorme 


Bedeutung des kalkulatorischen Restwertes besteht darin, dass dieser gemäß den Vorschrif-


ten der Strom- bzw. Gasnetzentgeltverordnung maßgeblich ist für die Bestimmung der Höhe 


der Netzentgelte. Da ausschließlich auf die Kosten der erstmaligen Errichtung des Netzes 


abgestellt wird, spielt ein späterer Eigentumswechsel und der dabei gezahlte Kaufpreis für 


die Höhe des Netzentgelts keine Rolle (vgl. BGH, Beschluss vom 14.08.2008 – KVR 35/07 –


). Es ist also nicht möglich, nach einem Eigentumserwerb den Kaufpreis in beliebiger Höhe 


durch die Netzentgelte der das Netz nutzenden Stromlieferanten zu refinanzieren. 


 


b) Der Sachzeitwert 


 


Der Sachzeitwert ermittelt sich ausgehend von dem Mengengerüst des übergehenden Net-


zes und den Wiederbeschaffungspreisen zum Bewertungszeitpunkt. Dabei stellt der Wieder-
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beschaffungswert die Investitionssumme dar, die notwendig wäre, um das bestehende Netz 


in seiner jetzigen Form komplett neu zu errichten. Da es sich bei den Netzanlagen in der 


Regel nur zu einem geringen Teil um neu errichtete Anlagen handelt, wird ausgehend von 


der geschätzten Restlebensdauer unter Verwendung betriebsgewöhnlicher Nutzungsdauern 


ein sogenannter Restwertfaktor ermittelt. Mit diesem Faktor wird der Wiederbeschaffungs-


preis multipliziert; es ergibt sich im Ergebnis der Sachzeitwert der Anlage. Dieser Sachzeit-


wert liegt allerdings häufig deutlich über dem kalkulatorischen Restwert mit der Folge, dass 


der auf dieser Basis ermittelte Kaufpreis des Netzes nicht oder nur teilweise über die Netz-


entgelte refinanziert werden kann. Der Sachzeitwert als Kaufpreis hat somit häufig eine pro-


hibitive Wirkung indem er den vom Gesetzgeber gewollten Wettbewerb um die Netze von 


vornherein unterbindet, weil sich kein Käufer für das Netz findet. Allerdings wurde in der Ver-


gangenheit sehr häufig in den Konzessionsverträgen der Sachzeitwert als Kaufpreis verein-


bart, so auch in den Verträgen der Stadt Köthen und der Ortschaften. 


 


c) Der Ertragswert 


 


Der Ertragswert stellt den Barwert künftig erzielbarer Erträge dar. Dabei werden die Erträge 


auf Basis zukünftiger Netzentgelte ohne Berücksichtigung weiterer Aktivitäten abgeleitet. Es 


kommt somit darauf an, für einen Zeitraum in der Zukunft die Erträge zu prognostizieren. Die 


Bedeutung des Ertragswertes ist darin zu sehen, dass der Käufer des Netzes in dem Er-


tragswert zugleich die Grenze des Netzkaufpreises sehen wird, da diese andernfalls nicht 


refinanziert werden können. Neben der Verzinsung des Vermögens entsprechend der 


Netzentgeltverordnungen ist für den Ertragswert auch die Höhe der vom bisherigen Netzbe-


treiber übergehenden Erlösobergrenze wesentlich. 


 


Die genannten Methoden führen ggf. zu abweichenden Ergebnissen. Ein Verkäufer wird sich 


regelmäßig auf das Sachzeitwertverfahren berufen, weil dieses in der Praxis die höchsten 


Werte für ein Netz liefert. Andererseits wird ein wirtschaftlich handelnder Netzbetreiber kei-


nen Kaufpreis zu zahlen bereit sein, der den Ertragswert erheblich übersteigt. Dass der 


Sachzeitwert - wie er auch im Falle der Stadt Köthen und der Ortschaften vereinbart wurde - 


im Einzelfall einen Wettbewerb um das Stromverteilernetz unterbinden kann, wurde auch 


vom Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 16.11.1999 - KZR 12/97 - („Kaufering“) erkannt. 


Im Falle einer solchen prohibitiven Wirkung ist die Vereinbarung des Sachzeitwertes unwirk-


sam. 
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2. Das Entflechtungsrisiko 


 


Geht ein Teilnetz auf einen neuen Eigentümer über muss eine sogenannte Netzentflechtung 


durchgeführt werden. So liegt auch hier der Fall. So macht beispielsweise das Stromnetz der 


Stadt Köthen und der Ortschaften nur einen kleinen Teil des Netzes der enviaM aus. Im Falle 


einer Kommunalisierung muss das Netz der Stadt Köthen und der Ortschaften aus dem übri-


gen Netz der enviaM herausgelöst werden. Dieser Vorgang ist mit erheblichen Kosten ver-


bunden, die im Vorfeld nicht mit Sicherheit bestimmt werden können. Dies ist das Entflech-


tungskostenrisiko. Für die Entflechtung von Stromnetzen kommen zwei Methoden zur An-


wendung, nämlich zum einen die galvanische Trennung der Netze und zum anderen die 


messtechnische Trennung. Bei der galvanischen Trennung wird das zu übernehmende Teil-


netz physisch vom Restnetz getrennt, während bei einer messtechnischen Trennung die 


Netze miteinander verbunden bleiben, aber Messpunkte zwischen den Netzen eingerichtet 


werden, um so eine Bilanzierung der Energieflüsse zwischen beiden Netzen zu ermöglichen. 


Beide Entflechtungsmethoden können auch miteinander kombiniert werden. Entscheidend ist 


dabei, dass die galvanische Trennung häufig einen deutlich höheren Aufwand und deshalb 


auch erheblich höhere Kosten verursacht. 


 


Bei der Netztrennung ist zwischen Netzentflechtung (im Netz des abgebenden Unterneh-


mens) und Netzeinbindung (im Netz des übernehmenden Unternehmens) zu unterscheiden. 


Es ist im Einzelfall strittig, wer diese Kosten zu tragen hat. Mit Blick auf die Regelung in 


§ 448 Abs. 1 BGB spricht einiges dafür, dass die Entflechtungskosten vom abgebenden 


Netzbetreiber – vorliegend von enviaM – zu tragen sind. In den Konzessionsverträgen der 


Stadt Köthen und der Ortschaften ist jedoch geregelt, dass die durch die Übertragung der 


Anlagen anfallenden Kosten der Netzentflechtung und der Netzeinbindung von der Gemein-


de zu tragen sind. Folglich sind diese Kosten bei der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit einer 


Netzübernahme von substantieller Bedeutung. Auch ist nicht eindeutig geklärt, wann und in 


welcher Höhe die Kosten der Netzentflechtung in die Netzentgelte eingerechnet werden dür-


fen. 


 


3. Die regulatorischen Risiken 


 


Die möglichen Erlöse aus dem Betrieb eines Netzes sind begrenzt. Für die zulässigen Ge-


samterlöse eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten wird durch die Regulierungsbehör-


den eine Erlösobergrenze bestimmt. Dies geschieht nach der sogenannten Anreizregulie-


rungsverordnung (ARegV). Geht nur ein Teil des Netzes auf einen anderen Netzbetreiber 


über, muss auch die Erlösobergrenze des ursprünglich einheitlichen Netzes aufgeteilt und 


sowohl dem übergehenden als auch dem verbleibenden Netzteil ein Erlösanteil zugeschrie-
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ben werden. Der neue und der alte Netzbetreiber müssen sich über die Aufteilung der Erlös-


obergrenze einigen. Die grundsätzliche Vorgehensweise wurde von den Regulierungsbehör-


den im Rahmen eines Leitfadens beschrieben. Dies ist ein regulatorisches Risiko. Ein weite-


res regulatorisches Risiko ist in dem Umstand zu sehen, dass neben der Erlösobergrenze 


auch das Netzentgelt selbst einer gesetzlichen Regulierung unterliegt. Denn die nach der 


ARegV festgelegte Erlösobergrenze wird anschließend gemäß den Bestimmungen der 


Netzentgeltverordnungen in Entgelte für den Zugang zum Strom- bzw. Gasnetz umgesetzt. 


Im Rahmen der Netzentgeltgenehmigung können beispielsweise Vorgaben über die Steige-


rung der Effizienz gemacht werden. Der Netzbetreiber kann also die Höhe des Netzentgeltes 


nicht frei bestimmen, sondern ist hier auf die Genehmigungspraxis der Regulierungsbehör-


den angewiesen. 
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Auswahlkriterien max. Punkte Anteil in % Erläuterung des Kriteriums 


 


1. KONZESSIONSVERTRAGLICHE KRITERIEN 


1.1. Formelle Kriterien (Gewichtung 25%) 


Genehmigung nach § 4 EnWG 5 16,7% Ohne die Genehmigung nach § 4 EnWG ist der Betrieb eines 
Energieversorgungsnetzes nicht möglich. Die Genehmigung ist daher 
zwingende Voraussetzung. Die Genehmigung muss zum Zeitpunkt der 
Aufnahme des Netzbetriebes vorliegen. 


Nachweis hinreichender Ausstattung mit Personal vor Ort 5 16,7% Die Bewerber müssen nachweisen können, dass sie über genügend 
Personal vor Ort verfügen. Wichtig ist dies insoweit, als dass Störungen im 
Netzbetrieb schnell behoben werden können. 


Gewährleistung 24 Stunden Notdienst mit eigenem Personal innerhalb der 
gesetzlich vorgegebenen Reaktionszeiten 


5 16,7% Der 24 Stunden Notdienst dient dazu, dass auch nachts ein sicherer 
Netzbetrieb gewährleistet wird. Das Personal muss dabei innerhabl der 
gesetzlichen Vorgaben zur Verfügung stehen, damit Störungen unverzüglich 
behoben werden können 


Betriebsführung erfolgt durch den Wegenutzungspartner selbst 5 16,7% Neben der eigenen Betriebsführung besteht zudem die Möglichkeit, dass der 
Bewerber den Netzbetrieb verpachtet oder die Betriebsführung auf einen 
Dritten überträgt. Die eigene Betriebsführung wird beispielsweise mit "sehr 
gut" bewertet. 


Versorgungssicherheit (Versorgungsunterbrechnungen; Durchschnitt der 
letzten drei Jahre), Erfahrungen im Netzbetrieb 


5 16,7% Das Kriterium zeigt, wie viele Minuten der Netzbetrieb in den letzten drei 
Jahren unterbrochen war. Je geringer die Unterbrechungen, desto besser 
kann die Versorgungssicherheit gewährleistet werden. Liegen in den letzten 
drei Jahren keine Unterbrechungen vor, wird dies beispielsweise mit "sehr 
gut" bewertet. 


Vorlage von deutschsprachigen Geschäftsberichten der letzten 3 Jahre 5 16,7% Der Geschäftsbericht ist eine wichtige Informationsquelle über Tätigkeit und 
Erfolg eines Unternehmens. Die Vorlage der Geschäftsberichte der letzten 
drei Jahre dient damit der Information über den Bewerber.  


Ergebnis: 30   


 


1.2. Materielle Vertragsinhalte (Gewichtung 50%) 


Endschaftsklausel: Wirtschaftlich angemessene Vergütung unter 
Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 


20 20,0% Gesetzlich ist nicht vorgeschrieben, wie sich der angemessene Kaufpreis 
nach Beendigung des Konzessionsvertrages bemisst ("wirtschaftlich 
angemessene Vergütung"). Mögliche Alternativen sind: Sachzeitwert, 
Ertragswert. Oftmals wird von den Bewerbern eine "wirtschaftlich 
angemessene Vergütung unter Berücksichtigung der Rechtsprechung" 
angeboten. Das Anbieten des Ertragswertes bzw. kalkultorischen 
Restwertes als in der Regel günstigsten Übernahmewert wird als "sehr gut" 
eingestuft.  
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Regelung zur Netztrennung 10 10,0% Regelungen zur Netztrennung legen die Kosten fest, die nach Ende des 
Konzessionsvertrages für die Netztrennung anfallen. Unterschieden wird in 
Netzentflechtung- und -einbindungskosten. Volle Kostentragung des 
Bewerbers für die Netztrennung wird mit "sehr gut" bewertet.  


Auskunftsanspruch 


- Bei Beendigung des Konzessionsvertrages 


- Bereitstellung von Ortsplänen des Netzes während der 
Vertragslaufzeit 


 


10 10,0% Nach Beendigung des Konzessionsvertrages bedarf es Informationen über 
das Verteilernetz, um dessen Kaufpreis bewerten zu können (siehe hierzu 
auch § 46 EnWG). Je umfangreicher dieser Auskunftsanspruch gewährt wird 
(z.B. detailiertes Mengengerüst) umso höher ist die zu vergebende 
Punktzahl. Ferner wird die Bereitstellung von Ortsplänen des Netzes 
während der Vertragslaufzeit positiv bewertet. Die Kenntnis der Lage der 
Anlagen ist bei der Planung von Baumaßnahmen erforderlich. 


Rechtsnachfolge nur mit Zustimmung der Kommune 10 10,0% Der jeweilige Bewerber ist Vertragspartner, den sich die Gemeinde zuvor 
"ausgesucht" hat. Relevant ist dieses Kriterium insbesondere im Hinblick auf 
das Insolvenzrisiko. Eine Rechtsnachfolge sollte daher nicht ohne 
Zustimmung der Gemeinde erfolgen dürfen. 


Zahlung von Konzessionsabgaben im höchstzulässigen Umfang 5 5,0% Bezüglich der Höhe der Konzessionsabgabe gibt es (je nach Größe der 
Gemeinde) gesetzlich festgelegte Höchstbeträge. Je näher die angebotene 
Konzessionsabgabe an der gesetzlichen Höchstgrenze liegt, desto höher ist 
die vergebene Punktzahl (Höchstpunktzahl bei erreichen der gesetzlichen 
Höchstgrenze). 


Gewährung des höchstzulässigen Gemeinderabatts gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 
1 KAV auf das Netzentgelt für die Gemeinde und deren Eigenbetriebe 


5 5,0% Dieses Kriterium hat vor allem wirtschaftliche Bedeutung. Das Gesetz sieht 
nur begrenzte Möglichkeiten vor, wie die Gemeinde von dem 
Konzessionsvertrag wirtschaftlich profitieren kann. Dazu gehört zum einen 
die Konzessionsabgabe, zum anderen der Gemeinderabatt in Höhe von 
10% für den Eigenverbrauch der Gemeinde in der Niederspannung. 


Auf Bedürfnisse der Kommune abgestimmte Abschlagszahlungen; 
frühzeitige Abrechnung der Konzessionsabgabe; Prüfung bzw. Testierung 
der Abrechnung bei Unstimmigkeiten 


10 10,0% Die Konzessionsabgaben werden vielfach erst nach Ablauf eines Jahres 
entrichtet. Insofern sind im Laufe des Jahres geleistete Abschlagszahlungen, 
die sich nach den Bedürfnissen der Gemeinde richten, wünschenswert. 
Angeboten werden meist vierteljährliche Abschlagszahlungen. "Sehr gut" ist, 
wenn explizit auf die Wünsche und Bedürfnisse der Gemeinde eingegangen 
wird.  


Baumaßnahmen (allgemein), insbesondere: 


- Detaillierte jährliche Abstimmung aller planbaren Baumaßnahmen 


- Wiederherstellung der Verkehrsfläche nur durch ein geeignetes 
Fachunternehmen 


- 5 Jahre Gewährleistung auf Bauleistungen 


- Förmliche Abnahme von Bauleistungen durch die Gemeinde 


- Wiederherstellung der Verkehrsanlage auf Kosten des 
Konzessionsnehmer soweit nicht gemeinsame Baumaßnahme 


 


5 5,0% Vor Errichtung, Erweiterung oder Änderung von Verteilungsanlagen soll die 
Gemeinde unterrichtet werden und dieser bestenfalls Baupläne vorgelegt 
werden. "Sehr gut" wird bewertet, wenn die Vorhaben jährlich im Voraus mit 
der Gemeinde abgestimmt werden und eine Ansprechstelle genannt wird. 
Zudem soll der Konzessionsvertrag bereits die Kosten der 
Oberflächenwiederherstellung regeln, und eine Abnahme der Gemeinde 
nach Wiederherstellung der Oberflächen vorsehen. Baumaßnahmen zur 
Wiederherstellung der Verkehrsflächen sollen nur durch ein geeignetes 
Fachunternehmen durchgeführt werden. 
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Gemeinsame Baumaßnahmen 


- Kostenreduzierung durch Nutzung von Straßenaufbrüchen der 
Gemeinde und – soweit möglich – Dritter 


- Die Kosten bei Gemeinschaftsbaumaßnahmen sind nach einem 
Vorteilsmaßstab angemessen zu verteilen. 


5 5,0% In den Konzessionsverträgen sind zwar regelmäßig detaillierte 
Abstimmungen bei Baumaßnahmen enthalten, eine explizite Regelung, dass 
die Straßenaufbrüche der Gemeinde mitgenutzt werden existiert meist 
jedoch nicht. Aufgrund von Kostenreduzierung (aufgrund Kostenteilung), und 
dem Aspekt, dass die Straßenbenutzung für die Bürger nicht übermäßig 
eingeschränkt wird, soll daher vertraglich geregelt sein, dass der Bewerber 
die Straßenaufbrüche der Gemeinden mitbenutzt. Soweit möglich sollen 
auch Straßenaufbrüche Dritter genutzt werden. Dies hängt auch von der 
Zustimmung des Dritten ab. Hierdurch soll die Belastung durch häufige 
Baustellen verringert werden. Die Kostenverteilung bei gemeinsamen 
Baumaßnahmen ist in angemessener Weise vorzunehmen. Damit soll 
zugleich auch den Anforderungen des Erschließungs- und 
Ausbaubeitragsrechts entsprochen werden. 


Verteilung der Folgekosten 15 15,0% Folgekosten sind die Kosten, die anfallen, wenn Leitungen und 
Versorgungsanlagen aufgrund von Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen der 
Gemeinde gesichert oder verlegt werden müssen. Angeboten werden 
Regelungen, bei welchen der Bewerber die vollen Folgekosten übernimmt, 
auch wenn die Arbeiten auf Veranlassung der Gemeinde erfolgen. "Sehr gut" 
wird bewertet, wenn der Bewerber die vollen Folgekosten übernimmt. 


Sonderkündigungsrechte (z. B. Change of Control) 5 5,0% Hier wird die Bereitschaft bewertet, den Konzessionsvertrag zu einem 
früheren Zeitpunkt, als im Konzessionsvertrag vereinbart, kündigen zu 
können, z.B. im Falle eines Gesellschafterwechsels beim Vertragspartner. 


Ergebnis: 100   


 


1.3. Sonstige Kriterien (Gewichtung 25%) 


Investitionstätigkeit 5 14,3% Die Bewerber sollen aufzeigen, ob zukünftig Investitionen zum Erhalt der 
Netzfunktion und der Versorgungszuverlässigkeit geplant sind.  


langfristige Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen 
vor Ort 


5 14,3% Der Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen ist zur Stärkung der 
Wirtschaft in der Region ein wichtiges Thema.  


Einflussmöglichkeiten der Gemeinde auf den Netzbetrieb 5 14,3% Die Gemeinde erhält hierdurch Einflussmöglichkeiten auf den Unterhalt, die 
Planung und den Ausbau der Netze. Die Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit kann damit von der Gemeinde mitgestaltet werden (§ 
1 EnWG). 


Einrichtung und Unterhaltung einer Betriebsstätte in der Gemeinde 
während der gesamten Vertragslaufzeit 


5 14,3% Durch dieses Kriterium soll sichergestellt werden, dass die Gemeinde 
Einnahmen auch aus der Gewerbesteuer erzielt. 


Bekenntnis zur Förderung des Umweltschutzes und erneuerbarer Energien 5 14,3% Umweltschutz und die Förderung der erneuerbaren Energien ist im Zeitalter 
des Atomausstieges ein für viele Gemeinden wichtiges Kriterium (§ 1 
EnWG).  


Unterstützung bei kommunalen Energiekonzepten 5 14,3% Die Bewerber sollen die Gemeinde bei der Entwicklung kommunaler 
Energiekonzepte beraten. Im besten Fall findet eine gemeinsame 







Seite 4 von 5 


Zusammenarbeit bei der Entwicklung und Umsetzung der Energiekonzepte 
statt. 


Energieberatung für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen 5 14,3% Der Bewerber unterstützt die Gemeinde bei der örtlichen Daseinsvorsorge 
und soll daher auch den Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinde beratend 
zur Seite stehen. "Sehr gut" wird bewertet, wenn ein Kundenzentrum vor Ort 
vorhanden ist und Energieeffizienzveranstaltungen für Bürger angeboten 
werden. 


Ergebnis: 35   


 


2. ZUSÄTZLICHE KRITERIEN 


2.1. Ausgestaltung Konzessionsvertrag entsprechend Kriterien und Gewichtung gemäß Ziffer 1. (Gewichtung 70%) 


2.2. Verteilung von Chancen und Risiken (Gewichtung 20%) 


Haushaltsbeitrag durch weitere Einnahmen (Renditemöglichkeiten) 10 33,3% Hier wird bewertet mit welchen zusätzlichen Haushaltsbeiträgen für die 
Gemeinde zu rechnen ist. Ein gutes Vergleichskriterium hierfür ist die 
mögliche Rendite auf das von der Gemeinde eingesetzte Kapital. Die 
Renditemöglichkeit muss sich innerhalb der Grenzen der KAV bewegen. 
Eine Garantieverzinsung wird nicht gefordert.  


Verteilung der Risiken 15 50,0% Diese Kriterium betrifft etwa die Übertragung der Erlösobergrenze, 
Kaufpreis, Beginn einer Kooperation usw. Das Angebot des Bewerbers 
muss sich innerhalb der Grenzen der KAV bewegen.  


Optionsrecht für eine Erhöhung der Beteiligungsquote, die Ausgestaltung 
der Höhe nach und die sonstigen Bedingungen für dessen Ausübung. 


5 16,7% Der Kooperationsvertrag soll ein Recht enthalten, sich an der Gesellschaft 
zu beteiligen und bereits die Ausgestaltung dieser Beteiligung regeln. 


Ergebnis: 30   


 


2.3. Kommunale Steuerungs- und Entwicklungsmöglichkeiten (Gewichtung 10%) 


Ausgestaltung Gesellschafterversammlung, Aufsichtsrat, Geschäftsführung 
(Zuständigkeiten, Besetzung, Stimmrechtsverteilung, Beschlussfassung, 
Mehrheitsverhältnisse für zustimmungspflichtige Entscheidungen) 


5 20,0% Die Gemeinde sollte Stimmrechte im Aufsichtsrat haben, um auf die 
Geschäftspolitik ausreichend Einfluss zu nehmen. Dies resultiert aus der 
Vorschrift des § 117 Abs. 1 Nr. 3 GO LSA, wonach gemeindliche 
Beteiligungen an einem Unternehmen in Privatrechtsform nur zulässig sind, 
wenn die Gemeinde angemessenen Einfluss im Aufsichtsrat oder einem 
entsprechenden Organ erhält.  


Regelungen und Verfahren bei Anteilsveräußerung, 
Beendigungsmöglichkeiten einschließlich Methodik der 
Unternehmensbewertung u. ä. 


5 20,0% Die Ausgestaltung der Übertragung von Gesellschaftsanteilen ist vertraglich 
regelbar. Es besteht die Möglichkeit, die Übertragung von der Zustimmung 
der anderen Gesellschafter abhängig zu machen oder die freie 
Veräußerlichkeit der Gesellschaftsanteile ohne Zustimmungserfordernis. 
Ebenfalls kann dem anderen Gesellschafter ein Vorkaufsrecht eingeräumt 
werden. 







Seite 5 von 5 


Kommunale Einflussnahme auf Identität des Mitgesellschafters 5 20,0% Der Kooperationsvertrag soll Vetorechte und Vorkaufsrechte einräumen, so 
dass die Gemeinde den Verkauf der Geschäftsanteile durch den 
Kooperationspartner verhindern kann.  


Informations- und Prüfungsrechte der Stadt 5 20,0% Dies korrespondiert zum Teil mit den Vorschriften der Gemeindeordnung. 
Die Gemeinde soll sich über die Geschäftstätigkeiten ausreichend 
informieren und diese prüfen können.  


Entwicklungspotenzial/Erschließung weiterer Geschäftsfelder (z.B. 
Förderung erneuerbarer Energien, Steigerung der Energieeffizienz) 


5 20,0% Dieses Kriterium korrespondiert mit den zusätzlichen Eignungskriterien zur 
Bewertung des Konzessionspartners zur Bekenntnis und Förderung des 
Umweltschutzes 


Ergebnis: 25   
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